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51. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 
Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find ſtark beſetzt. Am Miniſtertiſche 
die Miniſter v. d. Heydt und v. Selchow, ſowie mehrere Reg.⸗Commiſſarien. 

Der Präſident theilt mit, daß er zu Referenten für den zur Schluß: 
Nie pen eſtellten Paur'ſchen Antrag, betreffend die Zahlung von Diäten an 
die preußiſchen Abgeordneten zum norddeutſchen Reichstage die Abgeordneten 
v. Hoverbeck und v. Blanckenburg ernannt habe. Da jedoch der Abg. 
v. Blanckenburg einen vierwöchentlichen Urlaub angetreten hat, ernennt der 
Präſident an er Stelle jetzt den Abg. Graf Bethufy-Huc zum Correfe⸗ 
renten. — Der Präſident macht ſodann Mittheilung davon, daß in der letzten 
Zeit vielfach anonyme Petitionen an das Haus gelangt ſeien, die natürlich in 
keiner Weiſe verüdjichtigt werden könnten. 

Vom Abg. Lasker iſt folgender von den Mitgliedern der nationalen 
Fraction unterſtützter Antrag eingegangen: 

„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, dem nachfolgenden Geſetz⸗ 
Entwurfe ſeine verfaſſungsmäßige Zuſtimmung zu ertheilen: 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden u. ſ. w. verordnen mit Zuſtimmung 
beider Häuſer des Landtages was folgt: 

8 1. Die beſtehenden Beſchränkungen des vertragsmäßigen Zinsſatzes und 
der Höhe der Gonbentionalitrafen, welche ftatt der Zinſen für den Fall der zur 
beſtimmten Zeit nicht 1 Rückzahlung eines Darlehns bedungen wer⸗ 
den, ſind auch für Darlehne, zu deren Sicherheit unbewegliches Eigenthum 
verpfändet wird, aufgehoben. 

a Wird die Zahlung eines ſolchen Capitals — $ 1 — verzögert, fo 
bleibt, wenn ein höherer als der für die Zögerungszinſen beſtehende Zinsſatz 
bedungen wird, dieſer höhere Zinsſatz auch für die Zögerungszinfen maß⸗ 


gebend. 

§ 3. Das Recht des Schuldners, ein Darlehn, für welches mehr als ſechs 
Procent Zinſen oder Conventionalſtrafe verabredet ſind, jederzeit, auch wenn 
eine ſpätere Zahlungsfriſt verabredet iſt, zu kündigen und nach Ablauf einer 
dreimonatlichen Friſt zurückzuzahlen — § 1 Alinea 2 der Verordnung über 
die vertragsmäßigen ge vom 12. Mai 1866 — wird hierdurch aufgehoben. 

Der Präſident ſchlägt vor, denſelben zur Schlußberathung zu ſtellen. 

Abg. Vincke (Hagen) wünſcht, daß derſelbe der Juſtiz⸗Commiſſion über⸗ 
wieſen werde, da dieſelbe ſchon über einen andern auf denſelben Gegenſtand 
— Antrag des Abgeordneten v. Bethmann⸗Hollweg zu be⸗ 
rathen 5 
Abg. Lasker: Als Antragſteller halte ich es für meine Pflicht, die 
Gründe darzulegen, die mich bei der ſchon b vorgerückten Zeit dieſer Seſſion 
zur Einbringung dieſes Geſetzes veranlaßt haben. Es hat mich der Umſtand 
dazu bewogen, daß der Hypothekar⸗Credit im ganzen Lande in einer ſehr ſchlech⸗ 
ten Lage iſt nud man in Berlin z. B. ſchon in den nächſten Monaten einer 
ehr ſchweren Kriſis entgegengeht. Das 5 des Geſetzes ſteht ja ſchon 
aſt allgemein feſt, und, wie der Herr Juſtizminiſter ſelbſt ſagte, wird ledig⸗ 
ich durch die mangelnde Einſicht einiger Gutsbeſitzer die 9 in 
dieſem Punkte noch vorenthalten. Da nun eine Abhilfe dringend nöthig ift, 
rechtfertigt ſich wohl der Antrag auf Schlußberathung von ſelbſt, da das Ge⸗ 
ſetz ſonſt in dieſer Seſſion nicht mehr zu Stande kommen kann. 

Nachdem ſich auch Abg. v. Bethmann⸗Hollw 90 für Schlußberathung aus⸗ 
geſprochen, zieht Abg. v. Vincke (Hagen) ſeinen Widerſpruch dagegen zurück. 

aus acceptirt die Schlußberathung und der Präſident ernennt den 
Graf Renard zum Referenten. 

der T.⸗O. erhält noch das Wort: 

Finanzminiſter v. d. Heydt: Es wurde neulich der Regierung zur Gr: 
wägung empfohlen, ob es nicht angemeſſen wäre, die Gebühren für Waaren, 
welche unter Begleitſchein⸗Controle verſendet werden, entweder ganz zu beſei⸗ 
tigen oder doch wenigſtens zu ermäßigen. Bei der Erörterung dieſer Frage 
hat die Regierung die Ueberzeugung gewonnen, daß es bei der Einführung 
dieſer Gebühren nicht beabjichtigt wurde, fie zu einer Einnahmequelle zu 
machen. Es liegt ferner in dem Belieben jedes einzelnen Staates, darauf zu 
verzichten oder nicht. Einzelne haben das gethan und ebenſo ſind ja die Ab⸗ 

aben auf dem Rhein und feinen Nebenflüſſen aufgehoben. Die Einnahmen 
baben durchſchnittlich jährlich 25,000 Thlr. betragen, während die Ausgaben 

um die Höhe von 5000 Thlen. erreichten. Es läge alſo nahe, eine verhält⸗ 
nißmäßige Herabſetzung der Abgabe eintreten zu laſſen; aber die Einnahmen 
aus derſelben ſtehen nach der Anſicht der Regierung in keinem Verhältniß zu 
der großen Beläſtigung nicht nur des Publikums, ſondern auch der Staats⸗ 
kaſſen. Deswegen hält es die Regierung für zweckmäßig, dieſelben ganz auf⸗ 

eben; da fie aber durch ein Geſetz eingeführt find, bedarf es zur Auf⸗ 
1 ung derſelben ebenfalls eines Geſetzes, wie ich es mir in Folge allerhöchſter 

Aebtioung Ihnen vorzulegen erlaube. Daſſelbe nimmt als Termin für 
die Aufhebung den 1. April d. J. in Ausſicht. Ich ſtelle anheim, daſſelbe 
durch Schlußberathung zu erledigen. 5 

Das Haus iſt mit dieſem Modus der Behandlung einverſtanden und er⸗ 
nennt der Präſident zum Referenten den Abg. Berger (Solingen). 

Erſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung und Ab⸗ 
timmung über das Geſetz betreffend die Abänderung des Art. 69 der Verfaſ⸗ 
ungsurkunde und des Art. 1 des Geſetzes vom 30. April 1851, ſowie die⸗ 
ini en Abär derungen der Verordnung über die Wahl der Abgeordneten vom 

„Mai 1849, welche behufs Anwendung derſelben in den mit der preußiſchen 
Monarchie neu vereinigten Landestheilen erforderlich werden. 

Es erhält in der Generaldebatte das Wort 

Abg. v. Gerlach (Gardelegen): Durch den uns vorliegenden Geſetzent⸗ 
wurf ſoll dem Anſpruch genügt werden, welchen die neuen Landestheile auf 
eine Vertretung in unſerer Landesvertretung haben, ſoweit ſich dies auf das 
Abgeordnetenhaus Vage Ungeachtet ſich die Regierung ſchon vor 21 Tagen 
über die Form des etzes vorläufig mit der Majorität dieſes Hauſes ge⸗ 
einigt hat, ſo hat ſie doch bis jetzt noch nichts verlauten laſſen darüber, wie 
dieſem Anſpruch in Bezug auf das Herrenhaus genügt werden ſoll. (Links: 

ort!) Eine ſolche Regulirung der Theilnahme der neuen Landestheile am 
errenhauſe iſt aber die conditio sine qua non für die Zuſtimmung zu dem 
borliegenden Geſetz. Unſer Landtag beſteht aus dem Abgeordnetenhauſe und 
dem Herrenhauſe, ſo daß das Geſetz nicht zu Stande kommen kann, wenn es 
nicht die Zuſtimmung des Herrenhauſes findet. Aber nicht blos auf Grund 
geiehlider Beſtimmungen, über welche ſich heute zu Tage Mancher gern aus 
politiſchen Gründen wegſetzt, bildet das pier einen te Theil 
der preußiſchen Landesvertretung; es iſt vielmehr ein fo weſentlicher Theil 
derſelben, daß in einer Vertretung ohne — das preußiſche Land gar 
nicht wiederzuerkennen wäre. (Große Heiterkeit.) Wenn Jemand einen Han⸗ 
noveraner oder Kurheſſen oder Fe oder einen jonftigen neuen Mit⸗ 
bürger in dieſe Verſammlung führen und ihm ſagen wollte: „ 


der man doch ſo viel von der Macht und Größe des Adels leſen konnte, ia 
en 


ber Wi 
Ruhm Bar iſt, hat es gar keine bedeutende Städte mehr, welche auf de 
inheit einen ſo weitgreifenden Einfluß geübt haben? Oder beſteht 


preußiſchen Staates nur dann eine Vertretung in der preußiſchen Landesper⸗ 
finden können, wenn eine Mehrzahl von Wahlmännern, die aus einer 
Meorzahl von Urwählern zufällig gewählt find, zufällig ihnen ihre Stimmen 
giebt?“ (Redner wird, während er dieſe Fragen don feinem Manuſcripte 
berlieft, vielfach von großer Heiterkeit unterbrochen.) . ; 
Nein, m. H., dieſe curioſe Einrichtung beſteht bei uns nicht, wir haben 
Abel nig d (links: leider!), in welchem die in 4 Hauſe zum großen 
nicht vertretenen Potenzen vertreten ſind. Es iſt ein organiſcher Theil 
der preußiſchen Landesvertretung und hat ja auch dem Vaterlande ſchon die 
weſentlichſten Dienſte geleiſtet; ich erinnere nur an das Kronſyndicat. (Heiter⸗ 
keit.) Ich glaube auf die weitere Ausführung feiner Verdienſte verzichten zu 
können und mache nur darauf aufmerkſam, daß vor wenigen Wochen erſt 
dier ein Juriſt von Fach und einer der Fortgeſchrittenſten der Fortgeſchrittenen 


druck kein angemeffener. Zu ſeiner 


ausdrücklich anerkannt hat, wie großen Werth er auf die Meinungsäußerungen 
deſſelben lege. Ich erinnere, wie beim Ausbruche des Budgetconflictes die 
Stellung der Regierung zum Heile des Vaterlandes weſentlich vom Herren⸗ 
hauſe unterſtützt worden iſt, wie daſſelbe einen feſten Damm entgegengeſetzt 
hat den Beſchlüſſen, welche die Macht des Königs untergraben und das 
Vaterland an den Abgrund des Verderbens bringen mußten. Ich erinnere 
ferner an ſeine Stellung zur Reorganiſation der Armee, die jetzt von allen 
Seiten auch in dieſem Hauſe anerkannt wird. Sie ſehen alſo, das Herrenhaus 
iſt unentbehrlich und nicht wegzudenken. Darum haben aber die neuen 
Landestheile ſo gut wie wir den Anſpruch, darin vertreten zu ſein. Sie (nach 
links) würden ja einem Geſetze, welches nur die neuen Landestheile rechts von 
der Weſer vertreten wiſſen wollte mit Ausſchluß derjenigen, welche links von 
der Weſer liegen, auch nicht ne Zuſtimmung gegeben haben. Der Abg. 
Gneiſt hat vor einigen Wochen hier die weſentlichen Folgen der Conteſtabilität 
des Herrenhauſes hervorgehoben. Jetzt kann ich dieſe noch nicht anerkennen, 
würde es aber thun müſſen, wenn etwa / unſeres Landes darin nicht ver⸗ 
treten wäre. Ueber die Art und Weiſe, wie dieſe ihre rechtmäßige Forderung 
einer ſolchen Vertretung erfüllt werden ſoll, kann man verſchieden denken. 
Nach den 88 65—68 des Geſetzes vom 31. Januar 1850, welches bekanntlich 
das ſogenannte Staatsgrundgeſetz enthält, wird das Herrenhaus durch könig⸗ 
liche Verordnung gebildet, welche nur durch ein Geſetz 9 werden kann; 
alſo kann die am 10. November 1865 erlaſſene bezügliche Verordnung nur 
durch ein Geſetz geändert werden. i 

Man kann aber ſagen, durch dieſe Verordnung ſei der Sinn jener Artikel 
erſchöpft und er würde durch eine neue Verordnung nur vervollſtändigt 
werden. Und wenn die Regierung am 10. November 1865 von der bevor⸗ 
ſtehenden Erwerbung der neuen Landestheile ſchon etwas gewußt hätte, jo 


hätte fie jedenfalls in der Verordnung deswegen einen Vorbehalt gemacht. erſ 


Man kann aber auch ſagen, die Bildung des Herrenhauſes durch Verordnung 
iſt bereits, ſoweit es geſchehen konnte, erfolgt und zur Erweiterung deſſelben 
bedürfe es eines neuen Geſetzes. Da aber der König für jetzt in feiner legis⸗ 
latoriſchen Thaͤtigkeit in den neuen Landestheilen durch das Herren⸗ und 
Abgeordnetenhaus nicht beſchränkt iſt, ſo iſt er befugt, das neue Geſetz dort 
zu erlaſſen. Dieſe Anſicht würde ſich unterſtützen laſſen durch die neulichen 
Ausführungen des Abg. John. Derſelbe wird jedoch wahrſcheinlich dagegen 
einwenden, daß dies eine Verfaſſungsänderung involvire, er würde dieſen 
Einwand vielleicht ſachlich begründen können und es dürfte auch in jedem 
Falle zweckmäßiger ſein, die Landesvertretung darüber zu hören. Vielleicht 
aber wird in meinem Intereſſe und dem derjenigen, die in ſo wichtigen Fragen 
ihr Urtheil nicht zur Richtſchnur machen, ſondern auch die Anſicht anderer 
bewährter Juriſten, namentlich der Kronſyndici, hören wollen, dieſen letzteren 
Gelegenheit gegeben, ſich darüber zu äußern. Aber mag die Theilnahme der 
neuen Landestheile 5 75 werden wie ſie wolle, ſie muß aus Gründen des 
Rechts und der Zweckmäßigkeit zugleich mit ihrer Theilnahme am Abgeord⸗ 
netenhauſe geregelt werden. Wenn aber die Frage erſt nach dem 1. Octbr. e. 
ur Erledigung kommt, dann wird das Abgeordnetenhaus, wenn es gewachſen 
feln wird, noch harthöriger fein gegen die guten Gründe, die ich Ihnen heute 
vorgetragen habe. Ich bitte Sie deswegen, mit mir gegen das dorliegende 
Geſetz zu ſtimmen. (Heiterkeit.) 

Abg. Lasker: Ich will mich auf eine Kritik der „guten Gründe“ des 
Herrn Vorredners nicht einlaſſen; ich glaube auch feinen ſtaatsrechtlichen Stu- 
dien kein allzu großes Gewicht beilegen zu müſſen, ſchon weil er das Geſetz 
vom 31. Januar 1850 als „ſogenanntes“ Staatsgrundgeſetz . Hätte 
der Herr nur die erſten Worte des Geſetzes geleſen, fo könnte er ſich fo nicht 
ausdrücken; denn es heißt da: „Wir (d. h. alſo der König von Preußen!) 
verkünden als ee eee x. Danach iſt offenbar fein Aus: 

tſchuldigung nehme ich an, daß er ſich 
bis jetzt nicht die Mühe gegeben hat, das Geſetz zu leſen. Iſt dies aber der 
Fall, dann kann ich feinen weiteren Deductionen nur einen äußerſt geringen 
Werth beimeſſen. Es thut mir ſehr leſd, daß er gemeint dat, als Vorkämpfer 
des Herrenhauses hier auftreten zu müſſen. Ich habe überhaupt nicht ger 
wünſcht, daß die Exiſtenz des Serzenbaufes bier zur Sprache komme, weil 
meine juriftiiche Natur mich immer wieder an die Zweifel über die Rechts⸗ 
beſtändigkeit deſſelben erinnert; namentlich heute, wo uns das Zuſtandebrin⸗ 
en eines ſo unentbehrlichen Geſetzes beſchäftigt, hätte ich wenigſtens dieſe 
ache nicht angeregt. Ich will mich jetzt nur an das halten, was in den 
Ausführungen des Herrn Vorredners zufälligerweiſe rein ſachlich war, an die 
Frage, ob denn wirklich ein Gele nöthig iſt, um das Herrenhaus zu ergän⸗ 
en. Die Anſicht nun, welche heute Herr v. Gerlach hier vorgetragen hat, 
ſcheint nur einen Druck auf die Krone ausüben zu ſollen, daß ſie ihre Prä⸗ 
rogative in der von ihm gewünſchten Weiſe geltend mache. Er hat richtig 
vorausgeſehen, daß das Abgeordnetenhaus nach dem 1. October d. J. nicht 
geneigt ſein wird, ſeinen Wünſchen zu willfahren; er hätte aber gleichfalls 
wiſſen können, daß das auch heute nicht und, ich hoffe, nie der Fall ſein 
wird. Die Kone iſt nun aber befugt, lebenslängliche Mitglieder des Herren: 
hauſes zu ernennen; und ich geſtehe, daß für einen conſervativen Abgeordne⸗ 
ten doppelte Veranlaſſung vorliegt, zu glauben, daß die Krone, die 11 durch 
den Rath ſeiner intimſten Parteigenoſſen unterſtützt wird, in dieſer Richtung 
gewiß Alles thun wird, was ihr möglich iſt. Wir werden an dieſem Rechte 
nicht rütteln. Ich habe aber um fo weniger geglaubt, daß dieſe Frage der 
Kategorien von conſervativer Seite angeregt werden würde, als gerade der 
Patriotismus es verbietet, jenen Ländern eine Vertretung aufzudrängen von 
Rittergutsbeſitzern, in deren Intereſſen der Particularismus bis jetzt am 
meiſten vertreten ward! (Sehr gut!) 

Gerade das conſervative Princip, das allgemeine Intereſſe erfordert es, 
ſobald wie moglich eine Verſchmelzung der neuen Landestheile mit unſerem 
Staate herbeizuführen und das dürfte wohl auch an einen ultraconſervativen 
Abgeordneten die dringendſte Aufforderung richten, nicht eine Vertretung ein⸗ 
uführen, welche dieſein Intereſſe entſchieden feindlich geſinnt it, (Sehr en N) 

ch habe mich gefreut, daß die muß ae in dieſer Frage an anderer Stelle 
den correcten geſetzlichen Standpunkt mit einer Wärme vertreten hat, welche 
ſelbſt durch die Vermittelung des Berichterſtatters nicht erheblich hat abgekühlt 
werden können; fie hat die Anſicht zurückgewieſen, als ob jetzt der König 
kraft der Vollmacht, die ihm übertragen oder naturgemäß belaſſen worden iſt, 
die Befugniß hätte, dort die Verfaſſung abzuändern oder ein Wahlgeſetz ein⸗ 
zuführen, ſie iſt ferner der Meinung entgegengetreten, als ob von der An⸗ 
nahme oder Ablehnung dieſes Geſetzes der Eintritt der Wirkſamkeit der Ver⸗ 
faſſung in den neuen Landestheilen abhinge. ch glaube nicht, daß es in 
unſerem Intereſſe liegt, das Verfaſſungsleben in den neuen Provinzen mit 
der Anzweifelung von Geſetzen und mit der Lückentheorie einzuleiten. Des⸗ 
wegen mag ſich das Abgeordnetenhaus mit dem beſchäftigen, was vorliegt, 
mit der Vertretung der neuen Landestheile im Abgeorbnetenhaufe. Wäre es 
moglich geweſen, dieſe Vertretung ohne unſere Zustimmung herbeizuführen, 
ſo wäre das Zuſtandekommen dieſes Geſetzes nicht von ſolcher Wichtigkeit 
geweſen; dieſe Möglichkeit iſt aber nicht vorhanden. Wenn wirklich durch 
irgend einen Widerſtand das Wahlgeſetz nicht zu Stande kommt, ſo wird 
dadurch eine 17 5 5 Anarchie herbeigeführt. Was daraus werden ſollte, 
darüber habe ich noch keinen klaren Ueberblick. Aber dann würden die zu⸗ 
ſammenwirkenden Mächte jedenfalls ſo ſtark ſein, daß ſie Alles, was ſich in 
die Mitte ſtellte, zerſtoßen würden. (Sehr gut!) Hat aber eine Inſtitution 
des Landes wirklich die Kraft, eine Anarchie herbeizuführen, dann können wir 
fie als heilbringend nicht anerkennen und müſſen fie entfernen. (Bravo!) 
Wenden Sie dieſe Gefahr ab von dem Lande und feinen Inſtitutionen ans 
geſichts von ganz Deutſchland, damit man nicht ſagen könne, daß durch ra⸗ 
buliſtiſche Spitzfindigkeiten die Geſetze umgangen worden ſind. Es iſt nicht 


das mindeſte Hinderniß vorhanden, die Vertretung im Herrenhaufe den neuen kei 


Landestheilen zu gewähren durch Berufung von neuen Mitgliedern, welche 
hoffentlich neues und friſches Blut in daſſelbe bringen werden. Zeigen Sie 
alſo, daß nicht ein beſchränktes Partei⸗ und Rittergutsbeſizer⸗Intereſſe Ihnen 
über das Intereſſe des Vaterlandes geht! (Lebhafter Beifall. 

Abg. Tweſten: Als wir den Geſeßentwurf das erſte Mal beriethen und 
ein Amendement vorgelegt wurde, welches einen neuen von der Regierun 
durchaus abweichenden Geſetzentwurf enthielt, warnte der Abg. Or. Gnei 
davor, wir möchten nicht ein jo wichtiges Geſetz, welches die Verfaſſung 
ändere, ohne Vorberathung in der Haſt beſchließen. Seitdem haben wir und 
die Regierung drei Wochen Zeit gehabt, uns die Sache zu überlegen; die 
Regierung konnte erwägen, ob die Aenderungen des Amendements Laske 
ihren Zwecken genügten. Man konnte annehmen, daß die Regierung nicht 
anz mit ſich einig geweſen, ob die Zahl von 80 Abgeordneten genau ſtimmte 


es Aus 0 
r dere Haus in dieſem Augenblicke war fo inopportun 


und die vorgeſchlagenen Aenderungen des Wahlreglements genügten, um 
unſer Wahlgeſetz auch in den neuen Landestheilen zur Anwendung zu brin⸗ 
gen. Die Sachlage hat ſich inzwiſchen nicht geändert; die Regierung dat 
nichts Neues erklärt, ſie men jetzt überzeugt — ſein, daß die Aenderungen, 
die wir ihr überlaſſen haben, ausreichen zur Ausführung der Wahlen, und 
durch die aus dem Bericht des Herrenhauſes erſichtliche Erklärung der Regie⸗ 
rung iſt die Sache erledigt. i 
mit dem Bewußtſein, ein ausführbares und genügendes Geſetz zu 


hau 
Modus, welcher dieſelbe Zahl von Abgeordneten, die derfaſſungsmäßig in den 
en 


Theil der ja —— des Herrenhauſes fürchtet, daß dadurch die Zahl der 
olksvertretung dr gro 
ewohnheiten, nach dem 


ge 
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füllung erhaltener Aufträge ſein, daß die Mandatare vollzählig erſcheinen und 
ſich nur durch überwiegende Pflichten abhalten laſſen. Ich halte die Zahl 
von 432 Abgeordneten nach nicht für zu groß. Sollte jedoch der preußſſche 
Staat noch weiter wachſen, dann wird es allerdings unabweisbar werden, 
zu erwägen, ob nicht ein anderer Modus einzuführen ſei. Der jetzige Zeit⸗ 
punkt aber iſt durchaus dazu nicht geeignet, da wir weſentlich in einem Ueber⸗ 
angszuſtand leben, welcher durch die Organiſation von Norddeutſchland we⸗ 
entlich modificirt werden wird. Deswegen müſſen wir uns darauf beſchrän⸗ 
ten, das Geſetz, wie es aus der erften Leſung * iſt, anzuneh⸗ 
men. Herr v. Gerlach erinnert uns nun, daß wir ein unentbehrliches Herren⸗ 
haus haben. Ja, meine Herren, wir haben ein Herrenhaus, aus deſſen Schooß 
ein Commiffionsbericht hervorgegangen iſt, wie ich ihn bier in der Hand habe. 
Derſelbe ſtellt Gründe auf, wie fie Herr d. Gerlach hier reproducirt hat. Es 
beißt da, es könnte nichts ſchaden, wenn in jenen Landestheilen das abſolute 
Regiment noch länger aufrecht erhalten bliebe, als bis zum 1. October d. 8 
Die Herren vergeſſen, daß es dann dort aufhören muß nach den a 

lichen Beſtimmungen des Einverleibungsgeſetzes; die Krone wird dann nur 
in Verbindung mit uns und dem — noch geſetzgebende Gewalt 
haben. Die Frage iſt dann nur, ob vom 1. October d. J. ab jene Landes⸗ 
theile rechtlos bleiben ſollen. Und das kann kein gewiſſenhafter Mann bes 
jahen. Es iſt unſere Pflicht und Schuldigkeit, dafür zu ſorgen, daß die neuen 
Landestheile dann in unſere Verfaſſung eintreten und mit uns rathen und 
thaten. Daß das geſetzlich beſorgt werde, iſt unſer Streben, in welchem die 
Regierung mit uns einverſtanden iſt. In dem Commifjionsbericht des 5 
hauſes iſt darauf hingewieſen, daß daſſelbe bereits gendthigt geweſen ift, 
frübere Principien aufzugeben, das Wahlgeſetz mit dem allgemeinen directen 
3 zu acceptiren, die Wuchergeſetze aufzuheben auf den Wunſch der 

egierung. 

Ich denke, in beiden Fällen hat ein nicht ganz leiſer Druck der Regierung 
18 Beh und die Aenderung der Anſchauungen entſpricht Een der 
früheren Behauptung, das Herrenhaus könne niemals biegen, ſondern nur 
brechen; und ich denke, daß daſſelbe auch hier ſich herablaſſen wird, den Wün⸗ 
ſchen der Regierung zu willfabren. Der einzige materielle Grund gegen das 
Geſetz iſt der, daß das Herrenhaus darin weggelaſſen iſt. Aber einer Vers 
tretung der neuen Landestheile in demſelben ſteht nichts entgegen. Aber da⸗ 
für daß in den neuen Ländern die Kategorien erweitert werden, bat die Re⸗ 
gierung ſelbſt durch die Verordnung vom 10. November 1865 einen Riegel 
vorgeſchoben, da ſie ſelbſt doch dieſelbe nicht wird umſtoßen wollen. Wenn 
künftig dem Abgeordnetenhauſe eine ſolche 8 werden 
follte, fo dürfte fie allerdings wenig Chancen haben. ir ſelbſt haben die 
Frage über die Conſtituirung des Herrenhauses bis jetzt ſtets vermieden, auch 
als im Jahre 1855 der Abg. v. Vincke die Kategorien, die gegen das Geſeß 
beſtehen, durch ein Geſetz ausſchließen wollte. eitdem haben wir mit dem⸗ 
je ben fortwährend verhandelt und es iſt nicht gut thunlich, jetzt den verfaſ⸗ 
ungsmäßigen Zuſtand auf's Neue durch dieſe pure eſtellung zu erfbüttern, 
Das müßte aber geſchehen, ſobald uns zugemuthet würde, die Kategorien, die 
wir für derfaſſungsmäßig halten, noch weiter ausdehnen und zu ſanctioniren. 
Kommt dieſe Frage ſpäter einmal in Anregung, wie es bei einem großen 
reformatoriſchen 8 wird der Fall ſein müſſen, dann wird die 
Krone von ihrer Befugniß Gebrauch machen müſſen, um ſich im Herrenbauſe 
eine Majorität zu ſchaffen. Wir konnen jetzt nicht ohne Weiteres zur Tages 
ordnung über dieſen Factor übergehen, ſondern bedürfen dazu ſeiner Mit⸗ 
wirkung; wir werden ihn aber nie in dieſer Geſtalt befeſtigen und erweitern. 
Es iſt jetzt eine rechtliche und moraliſche Nothwendigkeit, dieſes Geſez zum 
Abſchluß zu bringen, und ich glaube deswegen nicht, daß hier ein ern 
ei. rg gemacht werden kann. Ich bitte Sie, das Geſetz anzunehmen. 
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bauern darüber aus, daß ein Factor der Geſetzgebung in 
gandexen ſich ergeht, iſt aber der Hoffnung, daß trotz der dadurch herbeigeführ⸗ 


zeitig den beiden Häuſern rn Nichtsdeſtoweniger bleibt bis — Beſchluß⸗ 
faſſung jeder Act eines der beiden Häuſer ein Internum dieſes Haufes; ſolch 
ein Internum iſt auch der angeführte Commiſſionsbericht und eignet ſich ſchon 
darum nicht zur Kritik, wie der Abg. Tweſten ſie ausgeübt hat, ganz abge⸗ 
ſehen davon, daß ein Commiſſionsbericht noch keine Meinungsäußerung des 
Hauſes if. Ich weiſe daher, indem ich mich ganz entſchieden für den Geſetz⸗ 
entwurf ausſpreche, alle die Momente zurück, die Herr Tweſten aus dem 
Commiſſionsbericht des anderen Hauſes hervorgehoben hat; wir haben uns 
nur an die Vorlage zu halten, die uns von der Regierung zugekommen iſt. 
Die Regierung har ſich in der correcteſten Weiſe über unſere Beſchlußnahme 
in dieſer Angelegenheit ausgeſprochen; auf dieſem Fundamente treten Sie auch 
jetzt dem Geſetzentwurfe bei und warten Sie ab, was das andere Haus thun 


wird. Daſſelbe wird über den Entwurf nach feiner. Ueberzeugung ebenſo be⸗ 


ſtimmt urtheilen, wie wir das nach der unſerigen thun. 
müſſen wir haben. (Bravo rechts.) 3 
Abg. v. Gerlach hat ſich noch einmal zum Worte gemeldet. Der Präſi⸗ 
dent bemerkt ihm jedoch, daß nach der Geſchäftsordnung jeder Redner nnr 

einmal in der Generaldiscuſſion ſprechen könne. 
Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen. Es folgen perſönliche Bemer⸗ 


kungen 

f X John (Labiau): Wenn ich, was ſelten geſchieht, dieſem Haufe eine 
Ausführung vorzutragen babe, fo beanſpruche ich gewiß nicht, daß der Abg. 
v. Gerlach ibr eine Beachtung, noch weniger, daß er ihr eine aufmerkſame 
Beachtung ſchenkt; will er mich aber kritiſtren, darn habe ich den Anſpruch, 
daß er meiner Ausführung zuvor einige Beachtung geſchenkt hat. Sacklich 
würde ich kaum eine Veranlaſſung haben, ihm entgegenzutreten, ſelbſt wenn 
ich mich mit ibm unter vier Augen befände. Es wird vollkommen ausreichen, 
wenn ich zwiſchen mir und ihm jede Gemeinſchaft der Anſichten über ſtaats⸗ 
rechtliche Fragen einfach ablehne. 8 

Abg. 5. Gerlach: Der Abg. Lasker hat vorhin, wie es ſchien, mich tadeln 
wollen durch die Bemerkung, es ſei ihm unerwünſcht, daß die Exiſtenz des 
Herrenhauſes hier in die Debatte gebracht ſei, weil ſeine juriſtiſche Natur ihn 
bann immer an ſeine Zweifel hinſichtlich der Rechtsbeſtändigkeit jenes Hauſes 
erinnere. Er hat hiermit wohl ausdrücken wollen, daß es von mir nicht recht 
geweſen e! daß ich an die Exiſtenz des Herrenhauſes erinnert habe. 
will mit Rückſicht darauf nur bemerken, daß gerade der Abg. Lasker es ge⸗ 
weſen iſt, der in der Sitzung vom 21. Dezember das Herrenhaus zuerſt in 
die Debatte gezogen hat. 

Abg. Tuben In Bezug auf den Tadel des Herrn Reg.⸗Commiſſarius 
und des Abg. Grafen Schwerin hinſichtlich meiner Kritik des Herrenhauſes 
und ſeines Commiſſionsberichtes bemerke ich: ſo lange das Herrenhaus, wie 
es jetzt bei jeder Gelegenbeit geſchieht, nicht blos unſere Reden und Beſchlüſſe 
zum Gegenftande ſeiner Bemerkungen macht, ſondern ſogar ſoweit geht, unſer 
Eiſcheinen in dieſem Haufe durch das Erhalten von Diäten zu erllären, wie 
dieſer Commiſſionsbericht es thut, jo lange halte ich mich von jeder Rückſicht 
gegen jenes Haus entbunden und werde bei jeder Gelegenheit, wo es mir 
fachlich begründet erſcheint, fortfahren, eine Kritik und zwar eine herbe Kritit 
des Herrenhauſes mir zu erlauben, wic ich das gethan. (Bravo! links.) 

Abg. Graf Schwerin: Es iſt mir nicht im Traume ange go, mir in 
Bezug auf die Kritik des Herrenhauſes von Seiten des Abg. Tweſten an ſich 
ein Urtheil zu erlauben, für wie l ich eine ſolche auch an ſich 
balte. Ich habe mir nur darüber ein Urtheil erlaubt, daß zum Gegenſtande 
dieſer Kritik ein Commiſſionsbericht des Herrenhauſes genommen wird, ehe das 


ieſe Ueberzeugung 


Haus ſelber geſprochen hat. 


Abg. b. Vincke (Olbendorf! als Berichterſtatter drückt wren ſein Be⸗ 


rtheilen über den 
ten Gereiztheit beide Factoren in dem Streben, die Regierung zu unterſtützen, 


einig ſein und dieſen Geſetzentwurf annehmen werden. 


lich das ganze Geſetz gegen die beiden Stimmen der Abgg. 


Zur Special⸗Discuſſion meldet ſich kein Redner und fämmtliche 88 
des Geſetzentwurfs werden ohne Debatte angenommen, ag jagt ſchließ⸗ 
Ir, Koſch und 

b. Gerlach. 


Darauf werden verſchiedene Petitionen, welche die betr. Commiſſionen als 
nicht geeignet zur Erörte ung im Plenum erachtet, durch den Uebergang zur 
Tagesordnung erledigt. 

Es folgt als 3. Gegenſtand der Tagesordnung der er ſte Bericht der 

Agrar⸗Commiſſion über Petitionen. — Die erſte Petition iſt die des Rechts⸗ 
anwalts Jeuthe in Oppeln über eine der den des landwirlbſchaftlichen 

Miniſteriums. Der Sachverhalt, der dieſer Petition zu Grunde liegt, iſt in 
Kurzem folgender: Rechtsanwalt Jeuthe, der früher Oekonomie⸗Commiſſarius 
geweſen, hat mehrere Beſchwerden bei der General⸗Commiſſiun zu Breslau 
darüber eingereicht, daß ein Special⸗Commiſſariſts die ae Vorſchriften 
über das Liquidationsweſen weſentlich verletzt hat. a dieſe Beſchwerden 

ohne Erfolg blieben, wandte er ſich an das landwirthſchaftliche Miniſterium; 
dieſes hat die Beſchwerden des ꝛc. Jeuthe zwar nicht als ganz ungegründet 
erklärt, ihn aber aufgefordert, die Beſchwerde zurückzunehmen, da nur in dies 
ſem Falle die erforderliche Abhilfe geſchehen werde. Petent nahm die Ber 
ſchwerde jevoch nicht zurück. Da erließ die General⸗Commiſſion zu Bres⸗ 
iam eine Verfiigung, daß jie in einer beſtimmten Regulirungsſache dem 
Rechtsanwalt Jeuthe die Vertretung einer Partei nicht ferner geſtatten 
 Hinne und war ohne Angabe von Gründen. — Dagegen erhob der Petent 
wieder Beſchwerde beim landwirthſchaftlichen Miniſterium. Darauf erhielt er 
den Beſcheid, daß die letzte Verfügung der General⸗Commiſſton war aufge⸗ 
hohen worden, daß der Miniſter aber die General⸗Commiſſion angewieſen 
habe, in jeder einzelnen Sache, in welcher Rechtsanwalt Jeuthe als Bevoll⸗ 
mächtigter oder Aſſiſtent fungire, fein Verhalten aus den Geſichtspunkten des 
8 81 der Verordnung vom 20. Juni 1817 des Strengiten zu überwachen 
und eintretenden Falls deſſen Beſtimmungen in Anwendung zn bringen. 
Art. 81 der betr. Verordnung lautet nämlich: „Wenn der Anwalt der 
artei durch unrichtige Darftellungen, offenbar grundloſe Pretenſionen, klein⸗ 
liche Nedereien, heimliches Aufreden oder ungebübrliches Benehmen gegen die 
Commiſſion oder Mitintereſſenten den Fortgang des Geſchäfts erſchwert 2c,, 
ſo kann ihm die Ve tretung der Partei entzogen werden“. 

85 Folge deſſen hat R.⸗A. Jeuthe die Petition an das be are 
gerichtet: J. Bei der Staatsregierung zu befürworten, daß der landwirthſchaft⸗ 
liche Miniſter veranlaßt werde, entweder feine letzte Verfügung vom 24. Juli 
1866 zurückzunehmen oder unter Angabe von Thatſachen, aus welchen er das 

amtswidrige Verhalten des Petenten folgere, jene Beſtrafung durch ſeinen per⸗ 
ſönlichen Richter zu beantragen. II. Bei der Staatsregierung zu befürworten, 
daß das mit den geſetzlichen Beſtimmungen in Widerſpruch ſtehende Miniſterial⸗ 
teicript, welches die Anwendung des § 81 der V. v. 20. 6. 1817 auf Be 
vollmächtigte bei Verhandlungen in Auselnanderſetzungsſachen betrifft, zu⸗ 
FAdgrhogen werde?“ 15 
ie Commiſſion beantragt: Petition J. der Staatsregierung zur noch⸗ 
maligen Erwägung zu überweiſen; über Petition II. aber zur TO. fiber» 
zugehen. 2 

Abg. Senff beantragt, beide Petitionen der Staatsregierung zur Be⸗ 
rückſichtigung zu überweiſen, und motivirt dieſen Antrag damit, daß er 
e die betreffende Miniſterialverfügung materiell und formell un⸗ 
gerechtfertigt ſei. 

Reg.⸗Commiſſar Schumann ſpricht gegen den Antrag des Abg. Senff. 

Abg. Lette befürwortet die Commifjionsanträge. 

Abg. Aßmann ſtellt den Antrag, die Sache nochmals an die Commiſſion 
zue * — Prüfung zurückzuweiſen. 

Nachdem Abg. Lent den Antrag Senff beſärwortet und Ref. Abg. 

Sommer ſich demſelben angeſchloſſen, wird der Antrag Seuff angenommen, 
8 alſo in beiden Theilen der Regierung zur Berückſichtigung 
- rwieſen. 

Die folgenden Petitionen bitten um Emanirung eines Geſetzes für Bil⸗ 
dung bon Waldculur⸗ und Forſtſchutzj⸗Genoſſenſchaften, event. eines Forſt⸗ 
ſchutzgeſetzes. — Die Commiſſſon beantragt, die Petitionen der Staatsregierung 
s Material für die in der Vorbereitung begriffene geſetzliche Ordnung des 
Gegenſtandes zu Überweiſen. — Nach kurzer Debatte wird ein Antrag des 
Abg. Baſſenge auf motivirte Tagesordnung, ebenſo wie der Antrag des 
Boa. v. Binde (Hagen): „die Petitionen der Regierung zur Berückſichtigung 


zu überweiſen“, abgelehnt, der Commiſſionsantrag aber angenommen. 


+ 


Die übrigen Petitionen werden ohne Debatte nach den Anträgen der 
Commiſſion erledigt. ; 2 h 
10 eee Gegenſtand der T.⸗O. ſolgt der dritte Bericht der Commiſſion 
t ionen. 
Es liegt zunächſt eine Gruppe von Petitionen des Ober⸗Rabbiner Sutro 
zu Münſter, ſowie des Rabbiner Dr. Bhilippfpn zu Bonn, Lesterer 
namens 298 Vorſtänden von Synagogen⸗Gemeinden in Preußen l 
zum endliche Verwirklichung der Art. 4 und 12 der preußiſchen Ver⸗ 
5 faſſungsurku de, die Ungiltigkeitserklärung der der Verfaſſung wider⸗ 
Pace v agen des Geſetzes vom 23. Juli 1847 und die Ber 
eitigung verfaſſungswidriger Miniſterial⸗Reſcripte“. 
Die Commiſſion, deren: Berichteritatter Abg. Lent iſt, beantragt: „Die 
betreffenden Petitionen, ſoweit dieſelben die Reſſorts der Ministerien der 
ultiz und des Cultus betreffen, der Staatsregierung zur Abhilfe wieder: 


10 


: über weiſen. N 
> Bo Abg. Lent bezieht ſich im Weſentlichen auf den umfaſſenden und 


= 


128 


mit 25 Sorgfalt n Commiſſionsbericht und macht auf die 
Mißverſtändniſſe und Verwirrung aufmerkſam, die dadurch hervorgerufen 
würden, wenn das kürzlich eingebrachte Geſetz, betreffend die Anſtellungs⸗ 
berechtigung der Juſtizbeamten der neuerworbenen Länder in den alten Pro⸗ 
binzen, angenommen würde, da dort die Juden zum großen Theile gleich⸗ 
berechtigt mit den Andersgläubigen wären. 5 
Reg.⸗Commiſſar de la Croix erklärt ſich gegen den Commiſſtonsantrag 
und bezieht ſich auf die Erklärungen, die in der Commiſſion von Seiten des 
ä abgegeben worden ſind. 5 
bg. Rohden, der ſich gegen den Commiſſionsantrag hat eintragen 
laſſen, erklärt, daß er pringipiell damit wohl einverſtanden wäre, aber gegen 
einen Theil der Begründung deſſelben im Commiſſtonsbericht proteſtiren müſſe, 
wo ausgeführt ſei, daß ein Beamter event, durch Zwang zur Erfüllung ſeiner 
Amtspflicht an den Tagen, die nach ſeiner Religionsanſchauung Feiertage 
wären, angehalten werden könne. 5 
Abg. Dr. Techow verzichtet zunächſt auf das Wort, da ſich bis jetzt noch 
Niemand ges en den Commiſſionsantrag gemeldet, 
Abg. Dr, Koſch (für den Commiſſionsantrag): Die uns vorliegenden Pe⸗ 
titionen find nicht von einzelnen Perſonen, ſondern von faſt ſämmtlichen 10: 
diſchen Gemeinden der altpreußiſchen Monarchie ausgegangen; es iſt dabei 
zu bedenken, daß die Zahl der jͤdiſchen Staatsbürger in den altpreußiſchen 
Landestheilen faſt 300,000 beträgt. — Die ganze Argumentation des Juſtiz⸗ 
miniſters, daß die Juden nicht Richter werden könnten, beruht darauf, daß er 
ſie für nicht befähigt hält, Eide abzunehmen. In der Plenarſitzung vom 
1. Juli 1862 hat der Juſtizminiſter Graf zur Lippe ausgeführt, „daß die 
Eidesabnahme und die Verwarnung vorher derjenige nicht vornebmen könne, 
welcher einer andern Religion, als der des Schwörenden angehöre; er, der 
Miniſter könne aus ſeiner Erfahrung ſagen, daß in Preußen wohl kein Chriſt 
exiſtire, der durch die ſeitens eines Judens gemachte Admonition vor dem 
eineide ſich in feinem Gemifjen gerührt finden würde“. Dieſe Aeußerung 
finde ich unbegreiflich aus dem Munde eines Juſtizminiſters, unbegreiflich vor 
allen Dingen aus dem Munde eines ſittlich gebildeten und moraliſchen Chriſton. 
(Hört! hört!) Er ſagt Ihnen damit, m. H., nicht den Juden, ſondern Ihnen 
Allen, daß, wenn Ihnen von einem jüdiſchen Richter, der die Vorbildung zum 


ch] Richteramt hat und vom Staate angeſtellt iſt, die Admonition zum Eide bote 


ehalten wird, Sie ſich wohl veranlaßt fühlen könnten, einen Meineid zu 

ſchwören, das iſt ein ſchrecklicher Vorwurf aus dem Munde eines Juſtizmi⸗ 
niſters, ein Armuthszeugniß für die Gewiſſenhafligkeit der Chriſten. (Sehn 
wahr!) Wenn ich gegen eine ſolche Aeußerung proteſtire, hoffe ich im Ein: 
verſtändniſſe mit Ihnen zu handeln. Wer mit dem Gedanken dor den Richter 
tritt, daß er ſich den Richter erſt darauf asſehen will ob er ein Chriſt oder 
ein 1 iſt, um es hiernach einzurichten, ob er vor Gott und den Menſchen 
die Wahrheit jagen ſoll, der iſt nach meiner Anſicht ſchon ein Meineidiger 
oder hat die Abſicht, es zu werden. — Es iſt nicht die Aufgabe des Richters, 
bei der Eidesabnahme einen religiöfen Act zu vollziehen, ſondern einfach als 
Staatsbeamter die Ableiſtung des Eides zu beglaubigen. 

Gerade die Miniſter des Cultus und der Juſtiz haben die ſchöne Aufgabe, 
die Sittlichkeit, Moral und Volksbildung zu heben; zu dieſem Behufe müſſen 
fie. aber unberechtigte Voxurtheile zu beſeitigen und nicht noch zu vermehren 
beſtrebt fein. — Im Weſentlichen kann ich mich den ſehr ſorgfältig gearbei⸗ 
teten Motiven des Commiſſionsberichts anſchließen und will nur noch einige 
ſpecielle Fälle anführen, die mir erſt vor Kurzem bekannt geworden. Unterm 
12, Dezember 1866 iſt ein neues Reglement für die Prüfung der höheren 
Schulamts⸗Candidaten erlaſſen worden, deſſen §7 beſtimmt: „Jüdiſche Schul⸗ 
amts⸗Candidaten können unter den vorſchriſtsmäßigen Bedingungen zur Brit 
fung zugelaſſen werden; es ift ihnen aber dabei zu eröffnen, daß ſie durch 
Abſeltirung des Examens einen Anſpruch auf Sulaflung zum Probejahr oder 
Anſtellung an einer chriſtlichen Lehrazſtalt nicht erwerben.“ Dieſer Para⸗ 
graph ſteht in Widerſpruch mit einer Erklärung des Regierungs⸗Commiſſarius, 
wor ach jüdiſche Lehrer an Realſchulen angeſtellt werden könnten. — Ferner 
liegt mir aus der Stadt Lippſtadt eine Mittheilung vor. Dort beſteht eine 
Realſchule mit evangeliſchen, katholiſchen und jüdiſchen Schülern; die beiden 
letzteren ſtehen ſich an Zahl ziemlich gleich. Die Anſtalt hat zwar einen rein 
evangeliſchen Charakter, für die katholiſchen Schüler wird aber von Seiten 
der Anſtalt Religionsuntecricht gewährt. Der dortige Synagogenvorſtand 
hat ſich nun mit der Bitte an das Cur torium dec Realſchule gewandt, auch 
für die jüdiſchen Schuler einen Religionslehrer anzuſtellen. Das Curatorium 
antwortete darauf, daß es das Geſuch befürwortend an das Provinzial⸗Schul⸗ 
Collegium in Münſter eingereicht habe. 
Verfügung des Cultus miniſteriums, daß es nicht Sache des Curatoriums jet, 
für den Religionsunterricht der jüdiſchen Schüler Sorge zu tragen, daß man 
dies vielmehr dem Synagogenvorſtande überlaſſen müſſe. 

5 bedaure übrigens, daß weder der Miniſter des Cultus noch der Ju⸗ 
ſtiz heute anweſend ſind. Beim Juſtizminiſter ſind wir allerdings daran ge⸗ 
wöhnt, ihn, wenn es ſich um wichtige ſtaatsrechtliche Fragen handelt, durch 
feine Abweſenheit glänzen zu ſehen Es wäre aber gewiß ſehr wünſchens⸗ 
merth geweſen, wenn die Herren Miniſter ihren Standpunkt heute zu dertre⸗ 
ten gefucht hätten. Ich glaube ſchließlich im Namen aller Juden die Zu⸗ 
ſicherung abgeben zu können, daß die jüdiſchen Richter ſich gewiß nicht wei 
gern würden, auch am Sonnabend ihre Amtsgeſchäfte zu verrichten, weil ſie 
dem . huldigen: „Wer gleiche Rechte hat, muß auch gleiche ien 
ten haben.“ er das nicht will, der wird ſich nicht zum Richteramte melden 
— Die Juden haben als Soldaten und Bürger durch Blut und Geld immer 
ihre Pflicht erfüllt, ſie dürfen deshalb wohl auch auf die endliche Gewährung 
der ihnen noch immer vorenthaltenen ſtaatsbürgerlichen Rechte Anſpruch ma⸗ 
chen. Stimmen Sie deshalb, meine Herren, mit mir für den Commiſſious⸗ 
antrag; denn wenn Sie auf dem Boden des Rechtsſtaates ſtehen, jo müfjen 
Sie auch den Grundſatz anerkennen, daß, wenn das Recht Einzelner verletzt 
wird, dies eine Verletzung der Rechte Aller involvirt. (Lebbafter Beifall 
links, Ziſchen rechts.) . ö 1 

Reg.⸗Comm. de la Croix ift ermächtigt, feitend des Cultusminiſteriums 
die Erklärung abzugeben, daß das Geſetz vom 23. Juli 1847 nicht mehr als 
gegenüber der Verfaſſung geltend betrachtet werde, und daß daher die frühen 
darüber ausgeſprochene Anſicht nicht mehr aufrecht erhalten werde. Die Ans 
ftellung von Juden im Reſſort des Unterrichtsminiſteriums ſei ſomit erledigt, 
„inſoweit nicht der chriſtlich⸗confeſſtonelle Charakter einer betreffenden Anitalt 
ein Hinderniß bilde“. Unter letzterem Punkt könne natürlich immer nur im 
eonereten Falle verhandelt werden. Davon werde auch bei Realſchulen die 
Entſcheidung abhängig gemacht werden müſſen. Der aus Lippſtadt ange⸗ 
führte Fall gehöre nicht hierher. 

Abg. Wagener: Ich wollte in dieſer Frage urſprünglich nicht das Wort 
ergreifen, denn dieſelbe iſt ſchon ſo oft erörtert worden, daß kaum von irgend 
einer Seite noch ein neues Motiv beigebracht werden kann. Das iſt auch 
dem Abg. Koſch nicht gelungen. Ich meinerſeits ſtehe noch immer auf dem: 
ſelben Standpunkte, Fer dem ich geſtanden habe, als ich meinen in dem Com: 
miffionsberihte erwähnten Antrag ſtellte. Es giebt ein Gebiet, auf dem ich 
den Thatſachen durchaus keine Rechnung trage, das iſt das Gebiet der Religion 
der chriſtlichen Kirche, und auch was den rechtlichen Standpunkt anbelangt, 
möchte ich mich nur auf die Entſcheidungen unſeres höchſten Gerichtshofes 
beziehen. Ich habe mich nur zum Worte gemeldet, um zwei Geſichtspunkte 
zu erledigen. Ich behaupte einmal, daß der Commiſſionsbericht ſich auf einer 
ganz falſchen Baſis bewegt. Leider hat die Regierung ihre bisherige geſetzliche 
Poſition aufgegeben, denn fie erkennt ja jetzt an, daß die Beſtimmungen des 
Geſetzes von 1847 nicht mehr beſtehen, und mit der Einnahme dieſer Poſition 

ndet ſich in der Verfaſſung gewiß nicht mehr irgend ein geſatzlſches Hinderniß 
ur die 9 der Juden. Wie ſehr ich von meiner juriſtiſchen Auffaſſung 
aus auch das beklage, ſo liegt geſetzlich heute die Sache doch ſo, daß wir es 
mit einer reinen Verwaltungswaßregel zu thun haben. Ich z. B. würde als 
Verwaltungschef Ihnen gar keine Gründe angeben, warum ich eine beſtimmte 
Perſönlichkeit zu einem beſtimmten Amte nicht berufe, und Sie haben es daher 
nur als eine Courtoiſie auszulegen, wenn man das doch thut. Denn Sie 
machen damit den Verſuch, in die Executive einzugreifen und Vorſchriſten zu 
machen, welche Perſonen die Verwaltungschefs ue ſollen. 

Der Abgeordnete Koſch wird es in der Sache begründet finden, wenn ich 
ſeinen Ausführungen über die Stellung des Juſtizminiſters zum chriſtlichen 
Eide gegenüberhalte die Gründe, aus denen wir es nicht wollen, daß uns ein 
Jude einen chriſtlichen Eid abnimmt. Allerdings nur mit Widerſtreben be⸗ 
handle ich dieſen Gegenſtand in einer politiſchen Verſammlung, aber ich muß 
es thun nach den Worten, die hier gefallen ſind. Es kann kein Jude einen 
Eid abnehmen vor dem Erucifix, vor dem Crycifix, mit dem er ſonſt ſeinen 
Spott und Hohn treibt. Das ſſt eine Schnurrpfeifereſ, die den Gegenſtand 
entheiligt; es kann kein Jude eine Admonition halten gegeniiber dieſem Sym⸗ 
bol der chriſtlichen Kirche, wo ich mir immer agen muß: „das kann nicht 
fein Ernſt ſein“. Wenn ein chriſtlicher Richter einem Juden einen Eid ab⸗ 
nimmt, fo fteht die Sache ganz anders; denn die chriſtliche Religion it nur 
die höhere Form des Judenthums; ich glaube daſſelhe wie der Jude, aber ich 
Bde mehr. (Große Heiterkeit) Da Ibnen der Gegenſtand lä berlich er⸗ 
cheint, m. H., jo höre ich auf, darüber zu ſprechen. Der Gegenſtand iſt 
durchaus nicht zum Lachen angethan, und ich bedauere alle die, die darüber 
lachen können. Ich proteſtire alſo nur noch gegen die Unterlegung, die der 
Auffaſſung des Juſtizminiſters hier gegeben worden, und werde in der vollen 
Conſequenz meiner n Au l l gegen den Commiſſionsantrag 
ſtimmen, indem ich aber zug 


Bald darauf erging jedoch eine] S 


eich darauf hinweiſe, daß es dringend wünſchens, nehmigt und den Hüttenbe 


— 


. Regulirung zum Abſchluß 
die 


werth ift, daß dies Thema endlich durch 
i eltung etwaiger geſetzlicher Be: 


gebracht wird, damit jeder Zweifel über 


ſtiumungen fortan ausgeſchloſſen wird. 4 
a. Dr. Techow: Ich habe geglaubt, daß dieſer Gegenſtand vielleicht 
ohne längere Discuſſion im Sinne des Commiſſionsantrages feine Erledigung 


finden würde; jetzt aber bin aach ich gezwungen, einige Bemerkungen zu 
machen. Wenn der Staat jemals einen Juden zum Richter ernennt, ſo nehme 
ich an, daß der, den er anſtellt, nicht blos wiſſenſchaftlich, ſondern auch ſitt⸗ 
lich zu dieſem Amte befähigt ift, und ein ſittlich Res Mann, er mag nun 
Jude oder Chriſt fein, wird nie das für eine Schnurrpfeiferei halten, was 
einem feiner Mitbürger heilig iſt. Der Abgeordnete Wagener hat feiner er⸗ 
klärt, wenn er Verwaltungschef wäre, ſo würde er Juden nicht anſtellen, und 
er brauche dafür Niemandem Rechenſchaft abzulegen. Ich hoffe, wenn er ein⸗ 
mal Verwaltungschef werden ſollte, wird er ſich des Artikels der Verfaſſung, 
die auch er beſchworen hat, erinnern, worin es heißt, daß die Aemter für alle 
dazu Befähigten nach Vorſchrift der Geſetze gleich zugänglich ſind. Dann 
wird er ſich wohl die Sache näher ee und prüfen, ob er daran denn 
gar nicht gebunden iſt. Hinſichtlich der Aeußerungen des Regierungs⸗Com⸗ 
miſſa⸗ius freue ich mich ſehr, daß der Gultusminiker ton feiner früheren 
Auffaſſung zurückgekehrt iſt. Doch habe ich noch einige Bedenken. Der frü⸗ 
bere Cultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg — und deſſen Standpunkt hat ja 
der gegenwärtige Miniſter zu dem ſeinigen gemacht — erklärte, er ſei geneigt, 
Juden an allen Schulen anzuſtellen, an denen nicht durch Statut oder durch 
Herkommen die Anſtellung derſelben ausgeſchloſſen — 

In dem §7 des neuen Prüfungs⸗Reglements ſteht aber ausdrücklich, daß 
Juden nicht angestellt werden ſollen an den dem W Bekenntniß ans 
gehörigen Lehranſtalten. Das iſt doch gewiß eine Aenderung der Anſichten, 
die früher im Cultus⸗Miniſterium ſtattgefunden haben. und zwar haben die⸗ 
ſelben eine rückläufige Bewegung genommen. Denn ich glaube, daß in einem 
Staate, wie der unſtige es ilt, mit ganz Überwiegend chriſtlicher Bepölkerung, 
es kaum vorkommen wird, daß irgend eine Anſtalt eine nicht chriſtliche wäre. 
Hierin liegt alſo eine vollſtändige Ausſchließung der jüviſchen Schulamts⸗ 
Candidaten. Auch möchte ich den Herrn Regierungs⸗Commiſſarius fragen, 
wie der jetzige Cultusminiſter über den confeſſionellen Charakter der Real⸗ 
ſchulen denkt, von denen früher erklärt wurde, an ihnen würde die Anſtellun 
von Juden eher zuläſſig fein. Ich betone es noch einmal, m. H, es handelt 
ſich hier um keine Gunſt oder Gnade, ſondern um die Ausübung eines 
Rechtes. Wir müſſen dieſe Forderung unterſtützen, und ich hoffe, wir 
werden noch den Tag erleben, an dem auch in dieſer Beziehung die letzte 
Schranke fallt. a 8 

Abg. Dr. Michelis (Allenſtein): Auch ich ſtelle mich auf den Stand⸗ 
punkt der Verfaſſung, nicht auf den des chriſtlichen Staates, namentlich nicht 
des chriſtlichen Staates, wie er in einem Blatte aufgefaßt wird, welches das 
Kreuz ſchändet, das es an der Stirn trägt. Soweit dieſe Sache das Juſtiz⸗ 
miniſterium betrifft, ſchließe ich mich vollſtändig den Ausführungen der Com⸗ 
miſſion an, und ich erkläre, daß ich als katboliſcher Prieſter durchaus kein 
Hinderniß darin ſehe, daß ein katholiſcher a einen Eid ablegt vor einem 
lüdiſchen Richter. Denn der Richter tritt als Vertreter des Staates auf, und 
die Schrift gebietet mir, jeder Obrigkeit, auch der heidniſchen, unterthan zu 
ſein. Ich ſetze dabei voraus, daß die Verwaltung in dieſer Hinſicht auf die 
Schwäche und Vorurthe le der Bevölkerung, jo weit es angeht, Rückſicht nehmen 
wird, wogegen ich es als die Aufgabe der Geiſtlichkeit betrachte, das Volk an 
die vorurtheilsloſe Betrachtung dieſer Verhältniſſe zu 1 Der zweite 
Punkt des Antrages ift aber für mich die Hauptſache; ich habe mich im Ganzen 
auch hierin für den Commiſſionsantrag erklärt, habe aber gleich dabei den 
Vorbehalt einer näheren Erklärung gemacht. Es muß hier noch eine nähere 
Zeſtimmung unſerer Geſetzgebung eintreten. Der verfaſſungsmäßige Stand⸗ 
punkt allein hat eine zagative Bedeutung; denn zur 5 benimmter 
Rechte gehören beſtimmte ae e Ich z. B. kann doch nicht auf 
Grund der Verſaſſung jüdiſcher Rabbiner werden. (Heiterkeit. ) 

Es giebt alſo ſelbſtverſtändlich bier gewiſſe Grenzen und als ſolche will 
ich die Unterſcheidung zwiſchen hoͤberen und Elemenkarſchulen betrachtet wiſſen. 
Bei den höheren Schulen will ich gar keine Beſchränkung; ich ſtelle mich dabei 
nur auf den Standpunkt der Wiſſenſchaft, die Intelligenz ſoll ganz und frei 
und unbedingt Spielraum haben, ohne dabei dem ee Standpunkte 
Abbruch zu (hun. Ich hoffe mit der Intelligenz ſtets fertig zu werden. Aber 
hinſichtlich der Elementgrſchulen ſtelle ich allerdings als oberſten Grundſatz 
den auf, daß ſie confeſſionelle fein müſſen. Das iſt die Grenze; die Elementar⸗ 
chule muß einen katholiſchen, evangeliſchen oder jüdiſchen rakter haben, 
denn fie ſteht nicht auf dem Standpunkte der Wiſſenſchaft, wie ſehr man ihr 
auch in neuerer Zeit denſelben zu vindiciren ſucht. Iſt das aber richtig, daß 
die Clementarſchule nicht nach dem Principe det Wiſſenſchaftlichkeit beurtheilt 
werden ſoll, ſo muß dies geſchehen nach dem Principe der Sittlichkeit, der 
Religioſität. Und wer ihr dies nehmen will, der nimmt ihr ihre Grundlage. 
Um die Religion zu erhalten, müſſen wir den confeſſionellen Charakter der 
Volksschule wahren. Ich erkläre daher, daß ich meine Zuſtimmung zu dem 
1 Punkte des Antrages nur unter der Bedingung gebe, daß eine geſetz⸗ 
iche Regelung der Sache in dieſem Sinne wird. Im anderen 
Falle kommt man dazu, daß der Staat einer Gemeinde wider ihren Willen 
einen jüdiſchen Lehrer aufzwingt. 8 
Redner ſtellt ſchließlich das Amendement, zum zweiten Punkte des Antca⸗ 


„ges der Commiſſion hinzuzufügen: „unter der Vorausſetzung, daß der con⸗ 


ſeſſionelle Charakter den Elementarſchulen geſetzlich gewahrt werd.“ 

Das Amendement findet jedoch nicht die ausreichende Unterſtüzung. In 

Fe deſſen beantragt der Abgeordnete Rohden, bei der Abstimmung den 
zaſſus des Antrages über das Juſtizminiſterium und das Unterrichts miniſte⸗ 
kium zu trennen. 

Abg. Dr. Koſch wendet ſich gegen mehrere Auslaſſungen des Abgeordneten 
Magener, deſſen Conſc quenzen er übrigens anerkennt. 

Der Schluß der Debatte wird angenommen. . 

Abg. Wagener bedauert es, daß er den Ausdruck „Schnurrpfeiferei“ 
angewendet, und bemerkt ſodann zu der Aeußerung des Abg. Michelis über 
die Kreuzzeitung, daß er mit dieſem Blatte zwar in keiner Verbindung mehr 
Hände, daß er aber den Abgeordneten auffordere, feine ſcharfe und lech in 
Bemerkung über daſſelbe zu beweiſen. Seine Bemerkung ſtehe vielleicht in 
Zuſammenhang zwiſchen der Religion der Gebildeten und der Ungebildeten. 
Schließlich fordert er ihn auf, ſeine Auffaſſung über dieſe ganze Frage 
mit der kirchlichen 911 des Mortara⸗Falles in Einklan ya 

Abg. Dr. Michelis (Ailenftein): Was meine Bemerkung über die 
„Kreuzzeitung“ betrifft, fo war für mich das Wort, das ich gebraucht, eine 
Subftitution für ein gerichtliches Verführen, das ich im Sinne hatte, en 
daſſelbe we ee on einem Blatte, das ſich nicht ſcheut, die niederträn. 
tigſten Verleumdungen in die Welt zu ſetzen, kann man nur jagen, es 
das Kreuz ſchändet, das es führt. Den Unterſchied zwiſchen einem wiſſen⸗ 
ſchaftlichen und unwiſſenſchaftlichen Glauben kenne ich nicht, habe auch nicht 
von einem ſolchen 5 (Redner will ſchließen; von ber r Seile 
wird ihm wiederholt das Wort „Mortara“ zugerufen. Er macht eine ab⸗ 
wehrende Geſte.) d 
80 Nach einer kurzen Bemerkung des Abg. Koſch erhält wiederum das 
Wort 

Abg. Ur. Michelis (Milenftein): Weil ich von jener Seite wiederholt 
an den Mortara⸗Fall gemahnt werde, fo erkläre ich, daß ich nicht weiß, wie 
das hierher gehort. Wenn im Kirchenſtaate irgend ein ungeeigneter Fall 
vorkommt, ſo hat das mit meiner katholiſchen Religion nicht das Geringſte 
zu thun. (Bravo.) Nach einigen kurzen Worten des Referenten Abg. Lent 
wird der Antrag des Abg. Rohden abgelehnt und darauf auf ai tes 
9000 Baſſenge zur namentlichen Abſtimmung über den Commiſſions⸗Antrag 
geſchritten. 

Das Reſultat wird vom Präſidenten verkündet, nachdem er die S 
— die nächſte auf Dienſtag 10 Uhr angeſetzt und die Verſammlung 
entlaflen hat. 

Der Antrag der Commiſſion iſt mit 171 gegen 80 Stimmen an⸗ 
genommen. Dagegen ſtimmen nur die Conſerdativen, von den Ka⸗ 
tholiten nur der Abg. Rohren; dafür auch die freie Vereinigung der Con⸗ 
ſetvativen Tagesordnung der nächſten Sitzung: ERS ig ber 1 
1 3 Petitionen, z. B. die wegen Aufhebung der perſönlichen Haft. Schluß 

r. 


Berlin, 12. Jan. [Amtliches] Se. Majeſtät der König hat an nach⸗ 
benannte Beamte des Sen der b Keep Diben 
verliehen, und zwar: dem Vorſtande des peſchen⸗Bureau's, 
Geheimen Hofrath Roland das Kreuz der Ritter des königlichen 
dens von Hohenzollern; dem Hofralh Heſſe den Wage ronen⸗Orden 
vierter Klaſſe; dem Vorſtande des Chiffcir Buzeau's, Geheimen Hofrath de 
(a Croix I, und dem Geheimen Hofrath de la Croix II, den rothen Adler⸗ 
Orden dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Geheimen expedirenden 
Dr, Metzler den rothen Adler⸗Orden vierter Klaſſe, ſowie dem Hofrath 
8 und dem Geheimen Seeretät St. Blanquart den rothen Adler⸗ 

rden vierter Klaſſe am weißen eu 0 ſchwarzer Einfaſſung. 2 

Se. Majeftät der König bat die Verſetzung des Regierungs⸗Präſidenten 

von Ko 1 Cöslin in gleicher Sgencc an die Rah zu Erfurt ge⸗ 


gern Carl Stumm zu Neunkirchen im Kreiſe 


Nachmittags den des Minifter-Präfidenten Grafen Bismarck. 


und die Stütze „eines in 


Ottweiler und Rudolph Böcking zu Asbacher Hütte im Kreiſe Berncaſtel 


den Charakter als Comme cien⸗Rath verliehen. 

erlin, 12. Januar. [Se. Mafeſtät der König] empfingen 
heute die Vorträge der Hofmarſchälle, des General⸗Adjutanten von 
Tresckow, des Geheimen Cabinets⸗Raths von Mühler und um 3 Uhr 
(St.⸗A.) 

[Militär⸗Wochenblatt.] v. Keſſel, Ob. und Commdr. des 1. Garde⸗ 
165 75 3. F., unter Belaſſung in dieſem Verhältniß, v. Lucadou, Major vom 
go en Generalſtabe, zu . Sr. Maj. des Königs ernannt. 

eß mann, Pre. Lt. vom Niederſchleſ. Feſt.⸗Art.⸗Regt. Nr. 5, unter Stellung 
à la „uite dieſes Regts. zum Directions⸗Aſſiſtenten bei der Art.⸗Werkſtatt zu 
Berlin, Stern, Pr.⸗Lt. vom Oſtpreuß. Feſtungs⸗Art. Regt. Nr. 1, unter Stel⸗ 
lung & la suite dieſes Regts, zum Directions⸗Aſſiſtenten bei der Arxt⸗Werk⸗ 
ſtatt in Neiſſe ernannt. Morgen, Ob. à la suite des Niederſchleſ. Feſtungs⸗ 
5 N Nr. 5 und Dire tor der Art.⸗Werkſtatt in Neiſſe, ein Patent als 
Ob. verliehen. Schwarz, Sec.⸗Lt. vom 1. Aufg. 3. Bats. (Löwenberg) 2. Nie⸗ 
derſchleſiſchen Regts. Nr. 7, als Pr.⸗Lt. mit Penſion nebſt Ausſicht auf An⸗ 
ſtellung im Civildienſt mit Penſ. der Abſchied bewilligt. Dr, Eitner, Stabs⸗ 
und Bataillons⸗Arzt vom 2. Bat. 3. Oberſchleſ. Inf.⸗Regts. Nr. 62, in der⸗ 
ſelben Eigenſchaft zum 1. Schleſ. Jäger⸗Bat. Nr. 5, Dr. Bemmer, Stabs⸗ 
und Abtheilungs⸗Arzt von der reitenden Abtheilung des Schleſ. Feld⸗Art.⸗ 
Regts. Nr. 6, als Stabs⸗ und Bats.⸗Arzt zum 2. Bat. 5. Weſtfäl. Inf. 
Regts. Nr. 53 perſetzt. Hofmann, Unterarzt von der Haupt⸗Art.⸗Werkſtatt in 
Neiſſe zum Schleſ. Feſtungs⸗Art.⸗Regt. Nr. 6 vom 1. Jan. 1867 ab verſetzt. 
Dr. Deininger, vom 2. Schle Gren.⸗Regt. Nr. 11, in das Büreau des Ge: 
neral⸗Arztes des 11. Armee⸗Corps, Dr. Hertel, von demſelben Regt., in das 
Büreau des General⸗Arztes des 9. Armee Corps verſetzt. Dr. Wetzel, vom 
Schleſ. Feld⸗Art. Regt. Nr. 6, als Unterarzt zum 1. Jan. 1867 etatsmäßig 
angeſtellt. Broeßling, Proviant⸗Amte⸗Aſſiſtent in Neiſſe, nach Frankfurt a. M. 

etzt. Schneider, Sec.⸗Lt. a. D. . uſpector in Koſel, 
nach Kolberg verſetzt. Breſſe, Feldw. vom Niederſchleſ. Pionn.⸗Bat. Nr. 5. 
um Fortifications⸗Büreau⸗Aſſiſtenten ernannt. Janke, Lazareth⸗Inſpoctor in 
anzig nach Glatz, Kaufmann, Lazareth⸗Inſp. in Breslau, zuletzt comman⸗ 
dirt nach Glatz, nach Danzig verſetzt. Kinderling, Corvetten⸗Capitän, zum 
Commandanten Sr. Maj. Schiffes Thetis ernannt. Stenzel, Lt. zur See, 
ur Dienſtl. bei dem Ober⸗Commando der Marine, v. Noſtitz, Gr. v. Pfeil, 
ts. zur See, zur Dienſtl. als Inſpections⸗Offiziere und Lehrer bei der Ma⸗ 
rine⸗Schule commandirt. 

[Das leichte Unwohlſein Sr. Majeftät des Königs] ſcheint 
wieder gehoben zu ſein. 

[Der Kriegsminiſter v. Roon] hat ſich auf einige Tage nach 
Pommern begeben. 

[In Hofkreiſen] hält man es für wahrſcheinlich, daß S. M. der 
König im Sommer ſich zur Welt⸗Ausſtellung nach Paris begeben und 
dem franzöfifhen Kaiſerhofe einen Beſuch abſtatten werde. 

[Hr. v. Beuft] ſoll bei feiner jüngſten Anweſenheit in Dresden 
gegen feine Verehrer die Anſicht über die ſächſiſchen Verhältniſſe mit 
den Worten: „Finis Saxoniae“ ausgedrückt haben. 

[Die Berathungen der Bevollmächtigten der nord: 
deutſchen Bundesſtaaten] nehmen, wie die „Berl. Nont.⸗Ztg.“ 
erfährt, einen ſo lebhaften Fortgang, daß ſie in kurzer Zeit beendet ſein 
werden. Man ſagt allgemein, daß die bisherige von einzelnen Seiten 
gegen den preußiſchen Entwurf gemachten Einwendungen beſeitigt ſeien, 
namentlich ſoll jetzt die Oppofition des Vertreters der Stadt Hamburg 
ſich verloren haben. 

[Interpellation.] Der Abg. Tweſten bat folgende von Vielen 
unterſtützte Interpellation eingebracht: Am 5. Dezember v. J. iſt der Kauf⸗ 
mann Sontag zu Hannover verhaftet und nach der Feſtung Minden abge: 
ührt worden, obwohl er nicht der ehemaligen hannoverſchen Armee angehört 

t, und obwohl er nicht aden iſt, eine Militärperſon beleidigt zu haben. 
Das Verfahren gegen denſelben iſt daher nicht durch den königlichen Erlaß 
vom 3. Dezember 1866 gerechtfertigt und iſt durch Beſchwerde vom 24. v. M 
zur Er der Herren Miniſter des Innern und der Juſtiz gebracht wor⸗ 
den. Ich richte an das königliche Staatsminifterium die Frage: ob gegen 
die gedachte Maßregel Abhilfe getroffen wird. 

[Emigranten.] Berlin wird bald um einige intereſſante Perſön⸗ 
lichkeiten reicher werden. Aus guter Quelle erfahren wir, daß Alfred 
Meißner im März von Prag hierher überſiedeln wird. Auch G. 
Herwegh und Rüſtow, welche amneſtirt find, wollen nach Berlin 
kommen und hier ihren bleibenden Aufenthalt nehmen. 

Lübeck, 11. Jan. [Die Kaufmannſchaft! hat ſich, der „Eiſen⸗ 


bahn⸗Zeitung“ zufolge, mit 116 gegen 102 Stimmen für den unbe⸗ der 


dingten Anſchluß an den Zollverein ausgesprochen. a 
Halberſtadt, 11. Jan. [Berichtigung,] Die „Halberſt. Ztg.“ 
berichtigt jetzt die Nachricht, es ſei von der liberalen Partei in Halber⸗ 


5 ſtadt beim Grafen Bismarck angefragt worden, ob ihm eine Wahl 
Hrn. von Roggenbach's ins norddeutſche Parlament angenehm fein 


würde, dahin, daß von Halberſtadt aus, und zwar von einem Führer 
der liberalen Partei, nur die Anfrage nach Berlin gerichtet worden, ob 


Frhr. von Roggenbach wählbar, nicht aber, ob deſſen Wahl angenehm 
je. Die Wählbarkeit des Frhr. von Roggenbach, welche von mehreren 


Seiten bezweifelt ward, ſoll ſich darauf gründen, daß derſelbe in dem 
jetzt mit Preußen vereinigten, früher zum Großherzogthum Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt gehörigen Diſtricte anſäſſig ſei. 

Coburg, 9. Jan. [Die ſchon telegraphiſch erwähnte Demen⸗ 
tirung eines Gerüchtes] dulch die officielle „Coburger Zeitung“ lautet 
vollſtändig: „Dem „Frankfurter Journal“ berichtet man von einer Conferenz 
der thüringiſchen Fürſten in Meiningen, um über die Vereinigung der thürin⸗ 
gigen Herzogthümer unter dem Großherzog von Weimar zu berathen. Das 

exücht iſt abſurd und bedarf kaum einer ernſthaften Widerlegung. Wenn⸗ 
Bes das Publikum von Zeit zu Zeit durch derartige Projecte alarmirt wird, 
o kann doch verſichert werden, daß die vorerwähnte Combination officiel 
niemals ins Auge gefaßt worden iſt, noch je ins Auge gefaßt werden wird. 
Deutſchland bat lange genug an der Exiſtenz jener ſogenannten Mittelſtaaten 
— 55 die zu ſchwach waren, um für eine gedeihliche Er twickelung der 

ation mit Erfolg die Initiative zu ergreifen, und zu ſtark, um ſich willig 
als Glied dem Be Pat aatlichen Organismus einzufügen. Heute einen neuen 
derartigen Mittelſtaat est hieße einen politiſchen Fehler begeben, von dem 
die Nation alles eher ols Gewinn zu erwarten hätte. Für Thüringen speciell 
liegt außerdem nicht der geringſte Grund dor, ‚eine Supexiorität Weimors 
Anzuerfenren, für die der großherzogliche Titel in Ermangelung ſonſtiger Reſ⸗ 
ſourcen, aus denen den pereinigten Landen Vortheil erwachſen könnte, doch 
wohl kein ausreichendes Motiv bilden dürfte. Denn da das Großherzogthum 


eimar feine herzoglichen Genoſſen an Größe kaum übertrifft und keineswegs 


er ſituirt iſt als die andern an Ae Staaten, würde auch die etwaige 
nung eines leichteren finanziellen 


mehr muß feſtgehalten werden, daß nicht derartige ſtaatliche Experimente, 28 


ſondern allein umfaſſende Erſparniſſe und Einſchränkungen eine Möglichkeil 


eten, die Laſten, die der norddeutſche Bund den Kleinſtaaten auferlegen wird, J. 


zu tragen und den geſteigerten Anſprüchen der Zukunft zu gerügen.” 
rankfurt, 11. Jan. [Unſere lutheriſche Gelſtlichkeit! 

kann ſich mit der vorgeſchriebenen Gebetsformel für den König und jein 

Haus noch immer nicht zufrieden geben, im Augenblick geht ſie darauf 


aus, es zu erlangen, daß fie ſelbſt eine Gebetsformel nach ihren In: | 
tentionen entwerfen dürfe. In einer ähnlichen Abſicht hat ſich der Vor: 2 


ſtand der franzöſiſch⸗reformirten Gemeinde nach Berlin gewendet, aber 
noch keinen Beſcheid erhalten. 


Stuttgart, 10. Jan. [Die in der letzten Landesverſamm⸗ 
lung der Volksvereine beſchloſſene Anſprache] der „Volks: 
partei“ wendet ſich im erſten Theil mit den ſtehend gewordenen Re⸗ 
densarten gegen das Hereinbrechen der „preußiſchen Gewaltherrſchaft“, 
dem nimmer „die Weihe der freien Zuſtimmung des Volkes in Süd⸗ 


deutſchland“ zu Theil werden dürfe. Im zweiten Theil ergeht ein Ana: |: 


them über das Miniſterium Varnbüler, weil daſſelbe nicht ſchnell genug 
den —— ins Leben zu rufen vermag. Hierüber bemerkt die 
Auſprache: 5 

„Auch das Miniſterium Varnblller ſcheint ſeine Wahl getroffen zu haben 
ur berechtigten Een befriedigten Volks“ 


entbehrlich zu finden! Die Volksvertretung Württembergs hat in Ueberein⸗ 


rrangements durchaus illuſoriſch fein, | Je 
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ſtimmung gewiß mit der großen Mehrheit des Volkes in einer Adreſſe an die 


Krone die Richtung bezeichnet, welche die Regierung nach e der Sache 
einzuſchlagen habe; ſie hat auf die engere Verbindung der füllen Staaten 


untereina der mit gemeinſamer parlamentariſcher Vertretung und, wenn dieſer ]? 


Bund zur Zeit auf unüberwindliche Hinderniſſe ſtoßen ſollte, auf die Einigung 
dieſer Sta ſuen über die wichrigſte Angelegenheit, den Schutz nach : 


rechtlos, würdelos, willenlos unſer Geſchick aus der Hand Preußens empfangen, 
ja ſogar, wer fs an Preußen und feinen Nordbund anſchließen und nur die 
vothwendigſten Volksrechte in der Verfaſſung des Einzeln⸗ und Geſammt⸗ 
ſtaats gewahrt und die berechtigte Selbſtſtändigkeit des Einzelſtaats erhalten 
wiſſen will, muß eine ſolche Einigung fordern. Wir fragen, was hat das 
Miniſterium Varnbüler gethan, ſie herbeizuführen?“ 

Karlsruhe, 10. Januar. 
Heute Nachmittag 2 Uhr iſt der Kronprinz von Preußen hier eingetrof⸗ 
fen und im großherzoglichen Schloſſe abgeſtiegen. Se. k. H. hat ge⸗ 
wünſcht, ſein ſtrenges Incognito gewahrt zu ſehen, und wurde daher von 
dem Großherzog allein am Bahnhofe begrüßt. Der preußiſche Geſandte 
war dem Kronprinzen nach Heidelberg entgegengereiſt. (Karlsr. 3.) 


Oeſterreich. 

Wien, 11. Jan. [Verbotene Druckſchriften] Von Seite d k. k. 
Staatsanwaltſchaft wurden nachfolgende Druckſchriften, als: die letzt erſchie⸗ 
nene Nummer des „Kladderadatſch“ wegen des Inhalts „Barifer Briefe“ 
(Beleidigung des kaiſerlichen Hauſes); die Druckſchrift: „Der ſiebentäg ge 
Krieg, oder die Todſünden des Feindes“, hiſtoriſche Erzählung aus dem preu⸗ 
ßichen Feld zuge gegen Oeſterreich im Jahre 1866, von Julius Conrad in 
Berlin (Störung der öffentlichen Ruhe); die dritte Lieferung der Druckſchrift: 
„Die chroniſchen Krankheiten des Clerus“ (Vergehen gegen die öffentliche 
Sittlichkeit), verboten und die mit Beſchlag belegten Exemplare vernichtet. 

Lemberg, 11. Jan. [Die Polen und die Deutſchen.] Die 
„Gazeta Na rodowa“ ſchreibt: Die Polen werden ſtreben, daß aus dem 
Reichsrathe ein wirkliches Parlament, ein Reichstag werde, während 
den Centraliſten ein ſchwacher Reichsrath mit dem Verfaſſungs⸗Para⸗ 
graphen 13 genüge, wenn ihr Uebergewicht gewahrt bleibe. Eine Ver⸗ 


ſtändigung zwiſchen den Polen und den liberalen Deutſchen ſei nicht]? 
ſchwierig; nur müßten letztere ihren hegemoniſtiſchen Gelüſten entſagen. . 


Die Ausnahmeſtellung Galiziens genüge keineswegs. Die Polen würden 
weder, falls eine ſlaviſche Majorität im Reichsrathe wäre, einer Ver⸗ 
kürzung der Deutſchen noch entgegengeſetztenfalls einer Verkürzung der 
anderen hiſtoriſch⸗nationalen Individualiſäten Oeſterreichs zuſtimmen. 
Peſt, 12. Jan. [Gegen die Heeresergänzung.] Nach Ver⸗ 
leſung des Adreßentwurfes Deak's reichte auch Madarasz einen Antrag 
in, laut welchem das Haus ausſprechen ſoll: Es erwarte, daß kein 


Sohn des Vaterlandes, ſei es direct oder indirect, die Durchführung des]? 


jüngſt erlaſſenen Patentes über die Heeresergänzung fördern werde; wer 
es aber trotzdem thue, ſei als Landesverräther zu behandeln. — Beide 
Anträge wurden für künftigen Dinstag auf die Tagesordnung geſetzt. 
Amerika. 
Newyork. [Zur Unterſuchung gegen Johnſon.] Nachdem 
das Haus der Repräſentanten in Waſhington mit 108 gegen 38 Stim⸗ 
men ein Comite mit der Berichterſtattung über die dem Präſidenten 


Johnſon etwa zur Laſt fallenden Geſetzesübertretungen beauftragt hat, 


konnte die Mittheilung, daß eine Reſolution, den Präſidenten in An⸗ 
klageſtand zu verſetzen, in dem Haufe eingebracht worden ſei, höͤchſtens 
wegen des ſchnellen und energiſchen Vorſchreitens überraſchen. Bei der 


außerordentlichen Wichtigkeit eines ſolchen Staatsproceſſes wird es am 1 


Orte ſein, einige Worte über den Modus der gerichtlichen Procedur zu 


ſagen. 


Die Berechtigung zu einer Anklage 708 Art gewährt der 4. Abſchnitt 
des 2. Artikels der 1 58. agi „Der Präſident, der Vicepräſident und alle 
bürgerlichen Beamten der Vereinigten Staaten ſollen ihres Amtes enthoben 
werden, wenn ſie des Verrathes, der Beſtechung oder anderer ſchwerer Ver⸗ 
brechen und Vergehen angeklagt und W werden.“ Dem Hauſe der 
Repräſentanten allein iſt die Initiative, die Virſetzung in Anklageſtand, ein⸗ 
geräumt und nur der Senat kann die Ul tersuchung vornehmen. St der 
Präſident der Angeklagte, jo führt der Oberrichter (ver Präſident des bödhiten 
Gerichtshofes) den Vorſitz. Eine Verurtheilun 
menmehrheit erfolgen und erſtreckt ſich nur — Amtsentſetzung und Aberken⸗ 
de Befähigung zu öffentlichen Aemtern. Zur Erlangung weiter gehen⸗ 
rtheile muß der gewöhnliche Recht weg eingeſchlagen werden. Eine Bes 
rufung von dem Spruche des Senates giebt es nicht; denn dieſe Körperſchaft, 
als Gerichtshof conſtituirt, iſt die höchſte Inſtanz des Landes. Eine Con reß⸗ 
Acte kann durch das Veto des 4 beſeitigt werden, das Veto durch 
eine Majorität von zwei Dritteln 
durch eine Entſcheid ung des oberſten Gerichtshofes, der fie für verfaſſungs⸗ 
widrig erklärt. Der Senat aber kaan ſich dann ſeinerſeits als Geri töbof 
conſtituiren, um eine Unterſuchung gegen die Mitglieder des oberſten Gerichts: 
hofes zu leiten und fie wegen ihrer Emtſcheidung abzuſetzen, wozu freilich das 
Haus der Repräſentanten, welches die Anklage zu beſchließen hat, ſeine Hand 
bieten muß. Daß ein Präſident als Angeklagter vor dem Senate geſtanden 
hätte, iſt noch nicht vorgekommen, und die Verfaſſung beſtimmt nicht, ob für 
die Dauer des Proceſſes eine Amtsſuspenſion eintreten ſoll. Vermuthlich 
wird der Congreß auf die Suspendirung dringen und als Grund angeben, 
aß Johnſon gewaltſamen Widerſtand gegen die Procedur angedroht habe. Der 
älle, daß der Congreß von ſeiner oben citirten conſtitutionellen Befugniß 
ebrauch gemacht hat, (oſſen ſich bis jetzt fünf au zählen. Drei endeten in rel 
ſprechung, darunter im Jahre 1804 die Unterſuchung 2290 den Richter 
Samuel Chaſe, welcher der Willkür und Ungeſetzlichkeit in der Ausübung 
ſeines Amtes angeklagt war; ein Proceß, des eine ſtarke politiſche Färbung 
trug. Abgeſetzt aber wurde mit 20 gegen 6 Stimmen der Richter John 
Pickering (ebenfalls im Jahre 1804). wegen Trankenheit und anſtößigen Be 
nehmens im Aue, und ebenſo im Jahre 1862 der Richter Humphries, welcher 
in öffentlicher Rede das Scceſſionsrecht Tenneſſee's vertheidigt hatte. Es war 
Herr Je ſelber, damals militäriſcher Gouverneur des genannten Staates, 
auf deſſen Verwendung dieſer letzte Proceß eingeleitet wurde. 


Kölner Dombau Lotterie. 
Ziehung vom 11. Januar, Nachmittags. 

Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. lr. Nr. Thlr 
91,594 20 7527 2 10,53, 20 252,319 20 328,060 20 
20,943 20 52,883 20 208,424 50 59,516 20 334,700 50 
25,408 20 43,749 50 74,903 20 175,598 50 17,115 20 
13,162 20 225,267 200 326,811 20 18,733 50 266,968 20 
16,894 50 225,898 20 278,976 20 285,381 20 45,746 50 
14,232 20 231,860 20 206,673 20 145,48 20 260,305 20 
26,094 100 281,124 20 145,820 20 80,658 20 96,703 20 

6,584 200 139,896 500 132,673 20 138,083 20 127,667 20 

111,271 1000 349,228 20 65,879 20 89,204 20 57,875 20 
121,779 100 255,129 20 169,940 100 297,025 100 347,844 20 
234,278 20 300,973 50 59,109 50 251,575 20 24,793 20 
16,5883 50 145,910 50 48,357 20 98,413 50 310,885 20 
109,302 20 227,231 50 41,936 20 251,358 50 90,948 100 
92,523 20 249,109 20 296,921 20 222,431 50 28,046 20 
70,670 20 281,463 100 288,219 20 320,066 20 16 720 20 
52,300 50 252,058 20 203,641 100 347,182 20 37,947 50 
31,050 20 23,202. 20 156,543 20 278,360 20 75,791. 20 
328,122 20 165,741 100 235,645 20 125,222 5000 233,686 100 
62,141 20 114,326 20 124,769 50 247,866 20 213,124 50 
111,501 20 203,673 20 326,974 20 90,386 20 341,947 50 
231,123 20 202,206 200 333,933 20 297,056 200 178,980 20 
79,621 20 330,863 20 303,094 100 338,063 20 193117 20 
171,408 50 129,853 20 36,909 20 212,712 20 1834 20 
342,379 20 165,690 500 299,679 100 292,181 20 170,268 20 
99,099 20 296,870 20 „709 100 248,929 20 184,183 20 
244,197 200 214,936 20 152,158 20 69,414 20 186,055 20 
165,116 20 71,810 20 248,525 200 68,829 100 9,580 20 
205,653 50 63,040 20 62,916 20 234,263 50 226,500 20 
243,044 20 190,444 200 67,046 20 293,469 50 243,695 20 
283,105 50 281,232 20 78,198 20 298,991 20 154,545 50 
21,986 100 126,032 20 328,034 100 126,233 20 101,830, 500 
212,545 20 246,903 20 315,406 20 323,034 20 171,020 20 
347,534 50 338,629 50 276,780 100 197,464 20 141,534 20 
145,543 200 203,062 50 78,678 50 55,337 20 50,353 20 
133,3 20 101,246 20 171,941 50 121,633 20 220,979 20 


außen, in2= [2 
beſondere über die Kriegsve: iner N rich Wer nicht will, daß wir]? 
E 


[Der Kronprinz von Preußen.]? 


muß mit zwei Drittel Stim- 32 


des Congreſſes, dieſe letztere Abjtimmung |: 


Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. Thlr. 
33,172 20 327,392 20 106,156 20 119, 20 84,883 20 
229,898 20 318,898 20 280,351 500 178,675 20 193,234 20 
232,012 20 153,915 20 136,083 20 2193 100 55,452 20 
177,424 20 170,746 20 238,582 20 182,987 50 154,065 20 
256,743 20 170,741 20 98,491 20 327,138 20 272,569 20 
322,241 20 28,921 100 191,671 20 207,774 20 72,646 20 
70,417 20 249,779 20 6088 50 264,390 20 7049 20 
82,194 20 235,192 20 164,740 20 227,786 20 250,116 20 
41,896. 50 268,293 20 280,126 50 248,537 20 144,573 500 
305,523 20 152,324 50 85,103 20 50,403 100 245,143 20 
235,219 20 10,449 20 284,644 50 114,680 20 152,769 20 
249,168 20 267,090 100 190612 20 83,18 20 275 20 
335,135 20 155,733 20 163,782 200 216,031 20 13/748 20 
93,301 20 13,071 50 34,116 20 103,865 20 259,153 20 
197,151 50 193,475 20 47,321 50 112,534 20 110,350 20 
158,836 20 112,634 50 142,815 20 65,512 20 268,147 20 
257,861 20 47,059 20 142,615 20 114,402 100 224,468 20 
112,693 50 22,316 20 201,185 100 236,369 20 212,923 20 
43,816 20 283,705 20 44,058 20 301,187 20 „904 20 
47,366 20 97,920 20 324,647 500 98,333 50 73,148 20 
168,70 T 20 340,491 20 312,977 20 68,651 20 51,098 20 

335, 20 276,983 50 66,387 20. 

Nr. 236,456, Madonna, von H. J. Sinkel; Nr. 57,857, Badende Kinder, 
von E. Eybe; Nr. 134,757, Wintertag, von A. Stademann; Nr. 151,681, 
Genrebild, von C. Webb: Nr. 266,535, Am Starenberger See, von E. Sleim; 
Nr. 146,292, Paul und Virginie (Marmorgruppe), von Rob. Cauer; 


Nr. 224,392, Landſchaft, don Prof. A. Weber; Nr. 781,83, 1 
Rietſchl, Statuette in Elfenbein, von Norbert Schroedl; Nr. 32,831, Auf der 
Wanderſchaft, von C. E. Böttcher; Nr. 69,248, Brixlegg in Tirol, von Chr. 
Mali; Nr. 69,826, Kirche je Wimpfen, von W. Neber; Nr. 210,635, Kloſter⸗ 
leben, von O. Heyden; 300,239, Meeresſtrand, von Antonie Biel: 
Nr. 47,590, Markt in Frankfurt am in, von Pet. Becker; Nr. 14,638, 
Heimkehr von der Krmeß, von C. Laſch; Nr. 133,931, Weihnachtsabend, 
von Ed. Geſelſchap; Nr. 158,744, Kölner Dom, Aquarell, von Prof. Conrad. 


Ziehung vom 12. Januar. (Schluß.) 

Nr. Thlr. Nr. Thlr. Nr. r. r. Thlr. r. 5 
298,537 20 180,841 20 68, 20 187249 20 207,720 
19.588 20 58,899 20 289,746 142.992 20 165,875 20 
21,582 20 200456 20 208,699 50 87471 20 124,406 20 
35,351 20 135,146 20 39387 20 151016 50 19,470 % 
179,585 50 218,362 20 98,934 20 291,190 20 251828 20 
64,662 200 147,101 200 124254 50 117015 50 42, 20 
163.872 20 283,368 20 121869 20 31,021 50 243,731 20 
16,064 50 301,532 20 153,953 20 112724 20 302,426 100 
241,624 20 63,977 20 285,052 20 108,776 20 151,601 20 
142/293 100 284387 20 229,140 50 31,267 20 86472 100 
128,703 50 159,33 20 12,906 20 334,689 20 318,021 20 
203,348 100 170,590 20 313,039 20 291,783 100 68,744 20 
35,533 100 122,914 20 111,648 20 209,939 2) 258,076 20 
125,836 50 192,833 20 72,659 50 64,539 20 61,996 20 
36,299 20 45,867 20 298,761 20 139,361 20 165,521 20 
13,968 20 285,791 20 158,667 100 168,930 20 93, 20 
269,398 20 284,697 50 312,454 20 133,662 100 125,789 20 
91,549 20 13,234 20 155400 20 40,781 20 174910 20 
124451 20 112,880 20 289,396 20 5,992 20 242,462 20 
99,023 100 83,482 20 64,540 20 126,215 20 347,20 20 
5,360 20 187.006 20 65,672 20 347,658 20 151,659 50 
310824 20 208274 20 70,045 20 275,103 20 118,752 100 
1, 20 328.767 20 222,994 20 5,190 500 151,254 20 
124776 50 213,255 50 222,666 20 334148 20 151,939 20 
68,758 50 103416 20 124,503 20 232,071 20 278,555 20 
333,191 100 170,581 50 349,692 100 56,194 20 266, 20 
29,223 50 68,366 20 24,804 20 295,119 20 339,091 20 
61/878 100 328,788 50 8,585 20 270,915 20 113841 20 
157456 20 187,771 20 195,684 20 313,004 20 280,161 20 
330,730 100 37.682 20 64,334 200 19,722 20 135,169 20 
207,423 20 195,668 20 34,599 50 50,684 20 271,711 20 
98,111 20 8155 20 65,034 20 252,649 20 126,464 20 
233,400 20 264,904 50 229,266 20 220,269 20 339,457 20 
163,726 100 273,074 500 341,612 20 119,949 20 337,559 20 
77.760 200 328,634 20 29,458 20 258,979 20 129,038 100 
52230 20 302,096 50 83,711 20 40210 200 9758. 20 
177,193 20 330,846 20 167,863 20 145,872 50 34774 50 
140,575 20 243,388 20 187,808 50 162,441 20 304,287 20 
323,443 50 39,105 20 63,675 20 121,267 20 161,544 20 
226,729 20 211,316 20 225,089 100 66,319 50 202,642 20 
55,345 20 200,042 50 12,443 200 54,464 50 189,212 20 
150,774 20 197,71 20 66,000 20 250,662 50 315,779 100 
169,180 20 31,155 20 270,021 20 222,277 200 289432 20 
180,241 20 148,323 200 67,953 20 21,343 20 2,169 20 
126,24 20 77,076 20 303,571 50 207,141 20 162,918 20 
341,404 50 346,124 20 2239 100 276,738 20 304,668 20 
71945 50 255,843 50 317516 20 256,991 20 274,775 204 
33,0901 20 240,731 20 131/048 100 162,510 100 322.577 20 


et. Becker; Nr. 269,865, Altes Mütterchen, 
von Ch. M. Webb; Ar. 18,875, Deutſche Abendlandſchaft, von A. Bromeis; 
Nr. 60,416, Partie bei Taxenbach in Tirol, von W. Brandenburg; Nr. 30,986, 
Rettung, von J. Scher; Nr. 341,491, Madonna, Statuette aus norm chem 
Sandſtein, von W. Albermann. 5 


Breslau, 10. Dan, F Sitzung vom 
8. Jan.] Herr Prof. Dr. Cybulski gab die etzung ſeines Vortrages 
vom 16. Dezbr. v. J. über die ruſſiſchen Trage⸗Altärchen und Trage⸗ 
Eines der letzteren, welches ebenfalls von der ruſſüſchen Secte der Agen 
gen zu gottesdienſtlichen Zwecken benutzt wurde, gehört dem Hrn. Dr. Kraatz 
in Hildesheim, welcher es durch Vermſttelung eines deutſchen M 

in Kaſan erworben. Von dieſem Kreuze war auf der | 
Hütte zu Ilſenburg ein meiſterhaftesFaeſimile des in Silber gearbeiteten Ori⸗ 
ginals verfertigt und dieſes war dem Hrn. Vortragenden vor etwa 2 

durch den Stadtreviſor Hanſelmann in streng. Ki Erklärung der merk 
würdigen Basrelieſs, welche alle Einzelnheiten der dennen und Auferſte⸗ 
bung zur Anſchauung brachten, ſowie der dieſelben begleitenden Inſchriften 
in altſlaviſcher Kirchenſprache und anderer Darſtellungen zugeſtellt worden. 
Unſer Muſeum beſitzt ein ganz ähnliches Pipe aus Bronce, welches noch 
reicher an Inſchriften iſt. Daſſelbe iſt ein Geſchenk des Hen. Ben 


eficiat 
[Knoblich, der es bo: einem Tale Bürger erworben hat, über deſſen Bett 


e bing. Es iſt unmoglich, auf die von Hrn, Prof. Cybulski gegebenen Er⸗ 
läuterungen über dieſe Kreuze näher einzugehen, wir können nur bemerken, 
daß ſich dieſelben auf Religion, Diplomatil, Heraldik, 1 onogeapbie, Kunſt, 
Epigraphik ꝛc. bezogen, daß jede Einzelnheit wiſſenſchaft 
Alterthümliche dergleichen Kreuzes⸗ und Kreuzigungs llungen in helles 
Licht geſtellt wurde. Auch dieſer Theil des Vortrages wird in dem nächſten 

eite der „Berichte“ aufgenommen. Das dritte borgezeigte Kreuz i 

olz emalt und weicht in Geſtalt wie in Geſtaltung und Haltung 
und Joſeph's vin der antiken Art ab. Nach der Anſicht des Vo 
gehört daſſelbe wegen feiner Annäherung zur römiſch⸗katholiſchen Da 
weiſe dem griechiſch⸗unirten Ritus an. 2 

Hierauf beſprach Hr. Prof. Cybulski zwei auf Holz gemalte Nikolaus⸗Bil⸗ 

der, von denen eins bereits in Buſching's Kunſtnagrichten, Breslau 1816, 
ſechszehntes Stück abgebildet und erklärt worden. Den letzten Gegenſtand 
des Vortrages bildete der Elfenbeinknopf eines Hirtenſtabes. 
ſelbe gehort zu den ſeltenſten und merkwürdigſten Gegenſtänden in uns 
Muſeum. ae Knopf oder vielmehr Griff bildet einen — eng etwas 
gebogenen Balken, welcher, 2 dem leider fehlenden Stocke die Form 


auf 


des griechiſchen Buchſtaben = (tau) oder eines primitiven geben würde. 5 


Alle Seiten dieſes Griffes gen Basrelief⸗Schnitzereien. Auf der 
Fläche ist Chriſtus auf dem Throne 1 — mit dem Heiligenſchein 
mit ausgebreiteten Händen und von Cherubims umgeben na 
der einen Seitenfläche find Figuren von Propheten und von Kirch 
in der Mitte die Verkündigung Maria's durch Gabriel. Die andere Fläche 
enthält Darſtellungen aus dem Leben Chrifti bis zur Auf ung, in deren 
Mitte die Kreuzigung mit den Figuren von M 
Baus, jebe Scene iſt von Inſchriften beglei 
fehle g gearbeitet, leider iſt aber das Ganze nicht frei von ungen 
geblieben. Gewiß iſt, daß dieſer Knopf ſehr alt iſt und den erſten J. Ns 
derten der chriſtlichen Kunſt angehört. g 

Hieran knüpfte Hr. — Knoblich einen Vortrag, Über den Archiv⸗ 
ſchrank des Breslauer Domcapitels vom Jahre 1455. Derſelbe er⸗ 
bielt ſich 412 Jahre auf der oberen Dom⸗Sacriſtei, hat eine She von 5 F. 9 Z., 
eine Länge von 10 F. und eine Tiefe von 2 F. 10 3, demſelben bes 
finden ig intereſſante Schnigarbeiten und gute Schloſſerarbeiten. Nach der 


irectors 
äflih Stollberg' ſchen 


begründet und das 
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Die Schnitzerei iſt künſtleriſch 
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envätern, 
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Minuskel⸗Inſchrift am Stirnfries wurde derſelbe vom Canonicus Johannes 
Paſchkowitz angeſchafft, welcher in den Jahren 1449—1461 praeceptor 
und magister fabrieae war, und koſtete 37 Floren. Zur Zeit der Beſetzung 
der Dominſel durch die Schweden, Sachſen und Brandenburger, 1632—1634, 

batte der Capitelsnotar Johann Dreßler das Archiv, die Statuten ꝛc. auf 
die Martinsburg geflüchtet. Die Plünderung der Dombibliothek fällt meiſt 

+ den ſächſiſch⸗deutſchen, 1 zu Reiſe den ſchwediſchen Truppen zur Laſt. 
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5 3 Jahre 1848 wurde das Archiv in die feſten Räume der Capitelsbiblio⸗ 
1 k übertragen und ſeitdem iſt der Archivſchrank leer. — Es kamen noch koſt⸗ 
bare Miniaturen, blattgroße Pergament⸗Malereien vom J. 1480 zur Vorlage, 
2 welche früher in dem vorerwähnten Archivſchranke aufbewahrt lagen. 

8 Breslau, 12. Dez. In der Sitzung des Vereins für Geſchichte und 
Br Alterthum Sälel jens ſprach der Provinzial» Arhivar Dr. Grün 
fe Br ie die kirchlichen Verhältniſſe Breslau's unter Kaiſer 
BR arl IV. : 

2 Den Hauptgegenſtand des Vortrages bildeten die Verhältniffe der Stadt 


N 


> und ihres 14 gu Domgeiſtlichkeit. Die Bürgerſchaft intereſſirte ſich 
lebhaft für den Plan Carl's, das Bisthum Breslau von dem Gneſener Metro⸗ 
olitanverbande zu trennen, und in der That hatte 1342 der Papſt als Be⸗ 
hnung für die in der Angelegenheit des Peterspfennigs ihm gemachten Con⸗ 

k ceſſionen die Unterſtützung jenes Planes verheißen; doch da der König von 
Polen, durch den Gneſener Erzbiſchof aufgereizt, ſich äußerſt lebhaft dem wider⸗ 
ſetzte, gab der Kaiſer nach mannigfachen Verhandlungen i. J. 1360, wo die 
politiſchen Verhältniſſe eine gewiſſe Nachgiebigkeit gegen Polen ihm zur Pflicht 
machten, jenen Gedanken definitiv auf. In derſelben Angelegenheit hatte auch 
im Spätherbſt 1351 eine bisher ganz unbekannt gebliebene Zuſammenkunft 
des Königs von Polen und des Erzbiſchofs von Gneſen mit Kaiſer Karl ſtatt⸗ 
efunden. Alte oft wiederholte Klagen der Breslauer Bürgerſchaft über 
Störun en der Rechtspflege, namentlich in Criminalſachen durch die Exem⸗ 
tionen des Adels und der Geiſtlichkeit, führten 1367 den großen Juris 
dietionsſtreit der Stadt mit dem Dome herbei. Seitdem der Breslauer 
Rath 1360 durch Erwerbung der Landeshauptmannſchaft gegen den Landadel 
feiere Hand gewonnen hatte, wurden die Reibungen mit dem Clerus immer 
häufiger, und i. J. 1367 bewirkte dann die Verhaftung eines Eingeſeſſenen 

aus dem Capitelsgute Paſchwitz den Ausbruch der Feindſeligkeiten und die 
Verhängung des Interdicts über die Stadt, wogegen die Breslauer Appellation 
an den päpſtlichen Stuhl 3 Ben Der Streit ſchien durch friedlichen Vers 
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gleich, wofür ſich beſonders Herzog Bolko von Schweidnitz intereſſirte, bei⸗ 
gelegt werden zu ſollen, als plötzlich im März 1367 die Breslauer ihre Forde⸗ 
kungen höher ſpannten. Sie hatten erfahren, wie inzwiſchen Kaiſer Carl den 
Papſt, der aus Avignon nach Italien zurückgekehrt war, nach Rom geführt 
habe und erwarteten von dem dem Kaiſer ſo ſehr verpflichteten Papſte eine 

ünftige Entſcheldung. Und in der That ließ dieſer Carl IV. zum alleinigen 
Schleberichter ernennen, welcher dann nach dem Grundſatze, den er ſchon bei 


Deren 
N. 


. 


ER 


ſeiner letzten Anweſenheit in Breslau nicht ohne Schroffheit der Geiſtlichkeit 
Me gegenüber geltend gemacht, daß dieſe nämlich ſich aller Einmiſchung in die 
weltliche Regierung der Stadt und des Herzogthums Breslau zu enthalten 
Ir be, i. J. 1370 den Streit ganz zu Gunſten der Breslauer entſchied und 


den Letzteren geſtattete, Jedermann, der die Mauern der Stadt betrete, wegen 
Criminal⸗ oder Schuldſachen vor ihr Gericht zu ziehen, ohne daß der Clerus 

dagegen geiſtliche Strafen anwenden dürfe. Die Acten des weitſchweifigen 
Proceſſes, der beiden Theilen große Summen gekoſtet hatte, find uns noch 


N 


& in einem dicken Foliobande erhalten. 

Uubeehbrigens e Fein das Verhältniß des Kaiſers zu der Geiſtlichkeit, der 
Ker, wofern nicht ſeine politiſchen Organiſationen berührt wurden, gern auf 
ijiede Weiſe Vorſchub leiſtere, durch dice Vorkommniſſe nicht weſentlich getrübt. 
er: v. Goͤrtz, z. Z. Präfes, 


e. Breslau, 11. Jan. We Central⸗Verein für Gärt⸗ 
ner und Gartenfreunde.] In der geſtern abgehaltenen 1. Jahresſitzung 
wurde, nachdem die Jahresrechnung pro 1866 von einer eigens dazu ge⸗ 
— wählten Commilfton geprüft worden war, dem Vereinskaſſirer, Kaufmann 
Monhaupt I., Decharge ertheilt und ihm für ſeine anerkennungswerthen Lei: 
ſtungen der wohlverdiente Dank ausgeſprochen. Der Kaſſenbeſtand hat ſich 
gegen das Vorjahr theils durch Ausſcheiden auswärtiger Mitglieder, theils 
buch außerordentliche Ausgaben (worunter ein Beitrag zur Unterſtützung ver⸗ 

wundeter preußiſcher Krieger), um ca. 30 Thlr. vermindert. Promenaden⸗ 
gaͤrtner Schneider hielt einen Vortrag über „Landſchaftsgärtnerei“, der die 
großen Fortſchritte dieſer Kunſt in Deutſchland gebührend würdigte und mit 
allgemeinem Beifall aufgenommen wurde. Durch Wahl des Baumſchulen⸗ 
beſitzers v. Drabizius und des Kunſtgärtners Schmidt wurde der Vorſtand 
zur Vollzahl ergänzt. Zur Abfaſſung des Jahresberichtes wurden die Mit 
glieder Carlo, Fiſcher und Guder gewählt, welche den Entwurf dazu in der 
nächſten Sitzung am 23. Jan. d. J. vorlegen werden. 


c Breslau, II. Januar. [Handwerker⸗Verein.] Herr Redgacteur 

Th. Oelsner hielt geſtern Vortrag über die Begriffe: Zeit, Raum, Stoff und 
Form. Er wies zunächſt darauf hin, daß nicht Jeder, der denke: „er denke“, 
wirklich denke, da das Denken beſtimmte Geſetze und Formen babe, die es erft 
richtig machen: dieſe Formen ſeien zunächſt Zeit, das heißt der Folge, in welcher 
der menſchliche Geiſt die BASE auffaſſe, der Raum, die für das Neben: 


Bass der Gegenſtände, den Stoff und endlich die Form, in welcher das 


eee 
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ahrgenommene zunächſt aufgefaßt wird, die Vorſtellung und endlich der 
weck, der jeder Handlung zum Grunde liege. Er ſchloß mit der Anſicht, daß, 
Wie im Geiſte des Menſchen ein ſolches Gedankenbild der Auffaſſung und der 
Rz That vorhanden fei, auch wohl die Dinge der Natur in einem vorher vor⸗ 
r Nein Bilde ſchon 1 ſeien. Hierauf machte Hr. Lindner einige 
k Mittheilungen über das Narrenfeſt, wobei er eine Frage über Theilnahme 
aan demſelben dahin erledigte, daß ein Beſchluß des Vorſtandes Bäfte davon aus⸗ 


0 tige, daß Alle die, welche bis nächſten Donnerſtag, den 17. d. M., noch 
nicht Mitglieder feien, ſich bei ihrem Zutritt zur Mitgliedschaft auf % Jahr 
verpflichten müſſen. Am nächſten Montag findet wiederum keine Vereins⸗ 
Sitzung ſtatt, da auch an dieſem Montag der Saal anderweitig benutzt werde. 
Hr. A. Freyhan wies hierbei auf die Nothwendigkeit hin, bei ſo oft vor⸗ 
kommender Saal⸗Entziehung die Blicke auf Gewinnung eines anderweitigen 
Vereinslocales zu richten und wurde die Sache der Aufmerkſamkeit und 
Initiative der Repräſentanten dem Vorſtande gegenüber empfohlen. Herr 
indner forderte dann no 1 auf, die am Narrenfeſt thätigen Antheil 
nehmen wollen, ſich bald bei ihm zu melden; ebenſo können ſich auch Theil⸗ 
nehmer für den Tanz⸗Unterricht bei Herrn Tanzlehrer v. Kornatzki bald 
einſchreiben. Herr Oelsner beantwortete — noch einige Fragen. 


+ Breslau, 10. Jan. [Auguſten⸗Hoſpital für kranke Kinder 
armer Eltern.] Bei der heute abgehaltenen General⸗Verſammlung des 
Vorſtandes und der Gönner der Anſtalt erſtattete Kaufm. Schierer nach 
Mittheilungen über die wichtigeren Vorgänge während des abgelaufenen Ver⸗ 
waltungsjahres den Kaſſenbericht. ach demſelben betrugen die Einnah⸗ 
men aus den laufenden Beiträgen 608 Thlr. excl, des Jahresbeitrages der 
Frau Fürſtin von Liegnitz mit 60 Thlrn., der Unterſtützung durch die Com⸗ 
mune mit 200 Thlrn. und einer einmaligen Einnahme von 33 Thlrn. 15 Sgr.; 
an Vermächtniſſen fielen der Anſtalt zu 50 Thlr. von Frau Thun, 150 Thlr. 
von Particulier Pringsheim und 522 Thlr. von Particulier Krauſe; 
Ex Binfen und Miethen brachten 184 Thlr., jo daß die Geſammteinnahme 
iR Thlr. 5 Sgr. betrug. Von den Ausgaben, die ſich auf 1300 Thlr. 

6 Sgr. 3 Pf. beliefen, fielen baulichen Herftellungen 76 Thlr., Gehalten und 
Löhnen 260 Thlr., Heizung und Beleuchtung 63 Thlr., der Speiſung 
478 Thlr., dem Medicamentenbedarf 163 Thlr. zu. Der Effectivbeſtand hat 
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8 ſich leider in Folge der ae Verhältniſſe um 200 Thlr. vermindert. 
Müͤgen ſich recht viele Wohlthäter finden, dieſen Verluſt auszugleichen! — 
2 * das ſtabile Hoſpftal wurden aufgenommen 137 Kinder, darunter 
2388 Knaben und 49 Mädchen zwiſchen 1—7 Jahren, und 25 Knaben und 
25 Mädchen zwiſchen 7—14 Jahren. Davon genaſen 76 Kinder, und zwar 


Mad 
21 Knaben und 22 Madchen der erſteren, und 19 Knaben, 14 Mädchen der 
me Kategorie. Gebeſſert entlaſſen wurden 14 Kinder, rag find deren 
7 und zwar 8 Knaben und 14 Mädchen zwiſchen 1—7 Jahren, 3 Knaben, 
4 Mädchen zwiſchen 7 und 14 Jahren. In Behandlung befinden ſich 18 Kin⸗ 
der. — Ambulatoriſch wurden verpflegt 558 Kinder, unter denen 130 Kna⸗ 
N und 115 Mädchen unter 1 Jahr, 118 Knaben, 156 Mädchen zwiſchen 
3 „21 Knaben und 18 Mädchen zwiſchen 7—14 Jahren nd befan⸗ 

den. Geneſen ſind 412, gebeſſert 48, weggeblieben oder in's ſtabile Hoſpital 

aufgenommen 57, geſtorben 41. Im 


695 Kinder verpflegt. Tägliche Nrankenportionen wurden in dem ſtabilen 
Hoſpital während des Jahres 5099 ausgegeben. 
+ Breslau, 10. Jan. [Ratherinnen⸗Verein.] In der vorgeſtern 


abgehaltenen e erſtattete der Schriftführer den Bericht über 
; N des Vereins während des 16. See ya Beſtehens. Die 
Geſammteinnahme beläuft ſich auf 494 Thlr. 25 Sg 2 Di die Ausgabe 
dagegen auf 472 Thlr. gr. 10 Pf., ſo daß nur 22 Thlr. 21 Sgr. 9 Pf. 
im 8 ande verbleiben. Bei der hierauf folgenden Vorſtandswahl wurden 


* au Lemor als Vorſteherin, Frl. Schmidt als deren Stellvertreterin, Frau 
Strack als Schatzmeiſterin, Frl. Steiner als deren Stellvertreterin, Ur. 
Thiel als Schriftführer mit beſtem Danke für ihre ſeitherige Wirkſamkeit einſtim⸗ 
5 2 


ließe und die Vergnügungs⸗Commiſſion einen weiteren Beſchluß dahin beab: | N 


Ganzen wurden durch die Anſtalt alſo] Anle 
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mig wieder⸗ reſp. neugewählt und dieſer Dank auch der ſcheidenden Schatzmeiſterin, 
Fran Walliſchewsky, wohlverdient ausgeſprochen. Zum Vereinsarzte wurde 

r. Weidlich wiederum und in den Ausſchuß 12 Mitglieder berufen. — 
Möge dem Vereine auch fernerhin die rege Unterſtützung von Arbeitgebern, 
ſowie anderweiten Gönnern in reichem Maße zu Theil werden. 


O Breslau, 10. Jan. [Verein ohne Tendenz.] Es fand zunächſt 
ein Vortrag über die Urſachen des Napoleoniſchen Feldzuges vom Jahre 1812 
ſtatt. Es ſchloß ſich an den Vortrag eine Debatte, die auch den indirect günfti- 
gen Einfluß der Napoleoniſchen Gewaltherrſchaft auf manches Element des 
offentlichen Lebens in Deutſchland in Betracht zog, ſo das Fühlen der Zu⸗ 
ſammengehörigkeit aller deutſchen Volksſtämme, das ſich gegenüber einem 
8333 Feinde der ganzen Nation lebhaft Bahn gebrochen. — Die 
itzung ſchloß mit Erledigung des Fragekaſtens. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


— — —— . ͤ —äꝛßX4'.—ĩ——3—3—3x33—3ßX—ðrL3ß3sßéʒZʒͤvEi en nen 


in gage Jerk, de engen. 2° > bre, dd 
1 . e 5 
tur der Saft nach — rometer. 22 Sit. 8 
Breslau, 12. Jan 10 U. Ab.] 32845 | —35| S. 2, Heiter. 
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Breslau, 14. Jan. [MW tand.] O.⸗P. 13 F. 3 3. U.⸗P. — F. 8 8. 
l 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Wien, 13. Januar, Aus Konſtantinopel vom heutigen Tage 
wird berichtet, daß ſeit geſtern daſelbſt eine Miniſterkriſis ſtattfindet. 
Die Abberufung des türkiſchen Geſandten in Athen iſt beſchloſſen worden. 
Wie der „Levant Herald“ berichtet, ſind neuerdings 900 Freiwil⸗ 


lige auf 2 griechiſchen Fahrzeugen in Candien gelandet. — Die Spha⸗ 


kioten, welche ſich bereits unterworfen hatten, haben ſich wiederum der 
Inſurrection angeſchloſſen. 

Florenz, 12. Januar. In der heutigen Sitzung der Deputirten⸗ 
kammer iſt der Geſetzentwurf bezäglich der zu Abgeordneten nicht wähl⸗ 
baren Perſonen angenommen worden. 

Der Finanzminiſter Scialoja hat wegen eines Unglücksfalles in 


feiner Familie das finanzielle Erpofe bis nächſten Mittwoch vertagt. — | Tem 


Montag wird der Anhang des Budgets in der Kammer vertheilt werden. 

Petersburg, 13. Januar. Der Kaiſer hat für Preßvergehen 
Amneſtie ertheiſt. — Baron von Meiendorff it zum Geſchäftsträger 
in Weimar ernannt worden. — Einem zu Gunſten der Candioten im 
Theater arrangirten Balle hat die kaiſerliche Familie und das diplo⸗ 
matiſche Corps beigewohnt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

Paris, 12. Jan., Nachm. 3 Uhr. Die Haltung der Börſe war weni 
feft. Die Zproc. Rente eröffnete zu 69, 67% und bob ſich ſchließlich au 
Notiz. Conſols von Mittags 1 Uhr waren 91% gemeldet. Schluß⸗Courſe. 
Zproc. Rente 69, 72%. Italieniſche 5proc. Rente 53, 85. Iproc. Spa⸗ 
e Sr 

redit⸗Mobilier⸗Actien „75. Lo Eiſenbahn⸗Actien 391, 25. Oeſterr. 
Anl. de 1865 pr. opt. 308, 75. proc. Ver. St. pr. 1882 82. 0 

London, 12. Jan., Nachm. 4 Uhr. Schluß ⸗Courſe. Conſols 91. 
1% Spanier 31, Sardinier 71—73. Italien. 5% Rente 52%. Lom⸗ 
barden 15%. Mexicaner 17%. 5% Ruſſen 86%. Neue Ruſſen 86%. Silber 
60%. Turkiſche Anleihe 1865 31. 6% Vers St Anl, pr. 1882 72%, Schnee. 

Der Dampfer „Java“ ift aus Newyork in Queenstown eingetroffen. 

London, 13. Jan., Nachmittags. Aus Newyork vom 12. d. Abends wird 
emeldet: Wechſelcours auf London in Gold 109%, Goldagio 34% Bonds, 
07% 2 re 120%, Eriebahn 65%, Baumwolle 34% , Raffinirtes Petro⸗ 

5 


leu 
Es ſind Anzeichen vorhanden, daß man von der Anklage gegen den Prä⸗ 
ſidenten Abſtand nehmen wird. * 8 


mb. 


3 5 Oeſterreich.⸗Franz. 3 
Oeſterr. Eliſaberbahn —. Böhmiſche Weſtbahn Rhein⸗Nahebahn —. 
Ludwigshafen⸗ Bexbach 154%. Heſſiſche Ludwigsbahn 132%. 5% öſter⸗ 
reichiſche Anleihe von 1859 58 7. Iser Looſe 55. I880.r Looſe 63%, 
1864er Looſe 67%. Badiſche Looſe 51. Kurheſſ. Looſe 52%, Baieriſche 
Prämien⸗Anleihe 99%. Oeſterreich. National⸗Anlehen 514. 5% Metal: 


liques Reg * M., 18. J 38%. 

Frankfurt a. M., 13. Jan. (Effecten⸗Societät.) Oeſterreichiſche Effect 
behauptet, Amerikaner feſt. Wiener Wechſel 89. . 700 Aer 
Creditactien 141. 1860er Looſe 64%. 1864er Looſe 67. Badiſche ooſe 51%. 
5proc. öſterr. Anleihe von 1859 58, Oeſterreich. National⸗Anleihe 51%. 

4 /proc. Metalliques 37 J. Baieriſche Prämien⸗ 


5proc. Metalliques 43%, 
Anleihe 99%. 

7 12. Januar. Nachm. 2 Ubr 30 Min. . ruhig. Valu⸗ 
ten fehlend. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 52. Oeſterr. Credit⸗Actien 
59%. Oeſterr. 1860er Looſe 63%. Mericaner — Vereinsbank 109% excl. 
Div. Norddeutſche Bank 18. Rheiniſche 113 Nordbahn 79%. Altong⸗ 
Kieler alte — —, dito neue 133. Finnländ. Anleihe 31%. 1864er Aufl. 
Prämien⸗Anleihe 88 1. 1866er Ruf). Prämien⸗Anleihe 82%. 6proc, Verein. 
St.⸗Anleihe pr. 1882 09%. Disconto 2% pCt. 

Hamburg, 12. Januar. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab 
auswärts feſt, pr. Januar⸗Februar 5400 Pfd. netto 154 Bancothaler Br., 
153 Gld., pr. Frühjahr 149 Br. 148 Gld. Roggen, loco matt, ab auswärts 
flau, pr. 5 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 90 Gld., pr. Frühjahr 
90 Br., 89 Gld. Del loco 25%, pr. Mai 26%, pr. Oct. 27. Kaffee fehr 
3 4760 Sack Rio, 3100 Sack Hayti. Zink ohne Umſatz. — 

roſtwetter. 

Liverpool, 12. Januar, Mittags. Baumwolle: 5000 Ballen Umſatz. 
Sehr 21 — Middlin r 14%, middling Orleans 15%, fair 
Dhollerah 12%, good middling fair Dhollerahil1%, middling Dhollerah 11%, 
Bengal 8%, good fair Bengal 9%, Oomra 12%. 

90 e 12. Januar. Petroleum, raff. Type, weiß, behauptet, 49 
3. pr. 8 . 

Paris, 12. Januar, Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. Januar 102,00, pr. 
ebruar 102, 50. Mai⸗Auguſt 103, 00. Mehl pr. Januar 81, 00, pr. März⸗ 
rl 88,25. Spiritus pr. Janna on br. 3 3 


. 
Berlin, 13. Jan. [Courſe aus dem heutigen Privpatverkehr, 
Die Stimmung im 8 war recht feſt, das Geſchäft zeigte ſich jed 
wenig belebt. Wir notiren: Bergiſch⸗Märkiſche 151 bez., Rheiniſche 1144 
bez., Nordbahn 804 — 4 bez. Oberſchleſiſche 175 Gld., Altona⸗Kieler 1 
bei ranzoſen ah bez. u. Br., Lombarden 103% bez., Baieriſche Prämien: 
e 100.99 j bez., Oeſterteichiſche 1860er Looſe 64% bez. u. Br., 
g e . e 2 
rämien⸗ — ez. N edit⸗ 
bei, Fer; Wien 76% beg % bez., Oeſterreichiſche Er ctien 60% 


Leipziger Neufahrsmeſſe. (II.) Die Verlegung des Anfangs der Neu⸗ 
jabrsmeſſe hat die Beſorgniſſe, namentlich der Tu 3 daß die gewohnten 
Käufer aus Baiern und Holland durch ihre in den Anfang Januar fallende 
Dulte und Jahrmärkte abgehalten werden würden, ſich einzufinden, nur theil⸗ 
weiſe beſtätigt. Da nun auch die aus bekannten Gründen von der Michaelis⸗ 
Meſſe ferngebliebenen Einkäufer aus Hamburg, Bremen, den ſcandinabiſchen 
Ländern ꝛc. ſich ziemlich zahlreich eingeſtellt hatten, jo war der Verkehr auf 


dem Tuchmarkte ein recht belebter. Schwarze ſchwere Tuche dis 36 Gr. die 


8 1 


Oeſterreich. Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 392, 50. 


lein vermehrt angeboten. — Ra 


Ede 
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Elle wurden vortheilhaft und zu reelen Preiſen abgeſetzt. Bepbyr, unk 1 
waren zwar nur a zugeführt, fanden aber ee wen eee 
die in großen Quantitäten an den Markt gebrachten Spremberger Fabrikate 
und was davon abgeſetzt iſt, wurde nur mit ſtarken Conceſſionen an den 
Preiſen verſilbert. Forſte hat mit Ausnahme weniger Fabriken immer noch 
nicht in die zeitgemäßen Anforderungen an Deſſin, Breite und ſorgfältige Aus⸗ 
arbeitung der Stoffe ſich zu ſchicken und zu finden gewußt, und die Nachtheile 
davon fallen ebenſo in die Augen, wie die Früchte einer mit richtiger Beurtheis 
lung der Verhältniſſe betriebenen Fabrikation in dem Aufſchwunge ſich 17 — 
welchen in erſter Linie Cottbus, ſodann Peitz genommen haben, Grimmißf 
ſtrebt ebenfalls mit Erfolg immer weiter und ſind viele Fabrikanten klug 
genug, vorerſt bei der Herſtellung reeler Stoffe zu bleiben, ohne viel in der Ans 
fertigung neuer Deſſins der excentriſchen Mode zu huldigen. Das See 
geſchäft drehte ſich natürlich um die Stoffe für Frühling und Sommer, wäh 
rend, was von Winterſtoffen geräumt werden ſollte, ab und zu mit großen 
Opfern verkauft wurde. Bei den Sommerſtoffen fehlte neben 15 geſchmack⸗ 
vollen Deſſins und reeler Arbeit leider nicht die gewohnte Maſſe leicht und 
mangelhaft fabricirter Wagre. Das iſt wohl im Auge zu behalten, wenn 
hierbei von gedrückten Preiſen die Rede iſt, die nicht für das ganze Geſchäft 
gelten. Mittlere und feine Sommerſtoffe wurden ziemlich geräumt und ſind 
dafür noch anſehnliche Beſtellungen ertheilt worden. Empfindlich war die faſt 
gänzliche Paſſivität amerikaniſcher Einkäufer. Viele Fabrikanten billiger Tuche 
und Modeſtoffe wollen aber noch immer nicht die veränderte Sachlage aner⸗ 
kennen, daß bei einem Werthzolle von 60 pCt. billige Artikel der Art faſt gar 
nicht für Amerika einführbar ſind. In feinen Tuch⸗ und Modeſtoffen iſt da⸗ 
gegen das Geſchäft nach Amerika im vergangenen Jahre aus dem ganzen 
Zollperein ein böchſt zufriedenſtellendes geweſen. Das Geſammtreſultat der | 
Neujahrsmefle für die Tuchbranche ftellt ſich als ein von den Nachwehen der | 
a rg jüngſten Vergangenheit vielfach beeinflußtes, mittelmäßiges 
eraus. k g 


Berliner Börse vom 12. Januar 1867. 


Fonds- und Geld-Course. Eisenbahn Stamm-Aotien. 


#roiw. Staats-Anl. , ‚41/193%, B. 
Staats-Anl. von 185915 |193%, bs. Dividende pro 1864 1868 
dito „ 524 8 % bz. u a wm 
dito 18834 159% ba. 7 4 1 v2 b. 
— — lane d. "Is 
dito 1835/41019 iX, dz. ı3 4 4158 bz. 
dito 1886 4% 4, bz. a 6 B 
5 2 = 8 mim 
dito 18581111933, br. 1 
2. Fe = A Be i 1 0% de. 
Staats-Achuldscheine 4% b s 4 135 K de 
äm.-Anl. von 1865|31,1120%, bz 5 69 ba . 
Berliner Stadt-Oblig,|4 B 7 f fach de 
„Kur- u. Neumärk. 78% B 17 4 144 3 
(Pommersche. 44½78 J bz. 2 ba. 
4 *. 2% 4 bz, 
& Posenache .. . . ., — — 40% 15% br 
3 e 2 - — — 5 7 —— 
ä dito neue 8 88% B 5 Is 34 3 f 
u, Yöchlesieche. ..... — — 10 4 146˙d2 
Kur- u. Neumark. 4 9% ba. >» 4 194 B 
3 Pommersche. 4 90 ½ bz. 20 4 ! @ 
2 Posenscho . 4 89, br. s ( 128 bz 
3 Freusgische. 4 0 5 2 un 
3 )Westph. u. Rhein. 4 s 6. 4 5. 
af8ächsiache .,... 4 91 G ha 4 
Schlesische. 4 |92 8. 2 1 
Lonisd’cr 110% ba. Oest RR. 761% ba. E 4 4 bn 
Yoldkr. 5. 7% . Pein BK. 11% 3% 174% 4 Je ba. 
Ib a 164 8. 
Ausländische Fonds. 11 174% & 78 ba. 
Hesterr. Metalliqu cf; 144 bz. 5 6 los ba 
dito Nat.-Anl. .|5 2 bz. 2½ (5 102 ba. 
dito Tot.-A. v. gos fe da 3% 6 78 . 
dito dito 64 — 38% bz. 7 4 114 ba. 
dito Sder Pr.-A. 4 157 8. 7 4 |114% 0. 
dito Elgenb.-L. - 64 ½ @, - 4 244 b. 
— Bone 1 15 8 iS ba. 5 1815 * 
uns. Engl. Anl. 186. bz, . 
Uto Holl. Anl. 188. 10 8% 15 160% ba. 


7 6. 
Uto Poln. Sch. -Obl. 4 |614, etw, ba 


8 4 61% ba. u. 6. 
0 . 91% B. 
5 dito 3 2 81 ba Bank- und Industrie-Papiere. 
ess. obi 55 N 
Baden 18 FL To 8 g. Bert. reges B. he | St J; , 0% 
Amerikan. 8t.-Anl...l6 |16% bs. — A The m 1a 3 
Eisenbahn-Prioritäts-Aotlen. Danziger Bank..| 71 0 109 etw, ba 
"erg.-Mä 1 Darmst. Zettelb. ] 8 1 95% B. 
rg.-Märkische ....[414197 7 8 
di IA ba. Geraer - * 4 103 @. 
dito IW. 4% 9 , @, Gothaer „ „Im je sst. ta, 8, G. 
dito Ur. Ss g 811% B HannoverscheRB.| 5% |4 f 88 etw. ha. 
öin-Minden ..... 4% % ba Yamb. Nordd. B. * 9 111 fl. 
dito es 10% 6. u., Vereing-B.] Ai | 8191,14 10 ½ 8. 
dito 4 887% be. Königsberger B.] 68, 60 111 8. 
dito I 84 bz. Luxemburger B.] 4 76 @ 
dito 1954, ba. nn eig: un 0 Hy * 
dito W. A 84 ½ be. osener Bank. Ster. ba u d 
4 mes, -A. 10% 1 4% 146 ba. 
Oos een: un 1 84 5 ba. äringer Bank| 4 A 67 B. 
f Ui. Ca %. eimar „7 [6 68% B. 
al. Ludrrigeb. 46 |77% 8 reg 
Wied. Mark. 89% da Berl. Haud. 8 8 105 etw. 
elle Wen 1 1 Doburg Crodb.A.| 8 B, * 
dito 4 |88 B ter „8 80% ew. br. 
Alto 4½ 98 ½% 0 Dessauer — — 2% be, 
Kaschl. Zweigb. L. % ĩ — — Disc.-Com.-Autb| 61% | Gi 108 4 % be. u. 
0 0. A.. 4 — — Genfer Credb.-A.“ — — 14 125 B. 15. 
Alto B. 30. — — Leipziger „14 4 79 @. 
Ae O. 11 2 — Meininger „| 71% 7 93½ @ 
Ao P. . 44 8% br MoldanerLds.-B| | 25 52 
r 31,78% 6 Oesterr.Credb.A.| 8 5 160% A , A 1 ba, 
er Hal bez. l. Bank-Ver. J 64% np 4. ii. 
8 deb & 0. — ir h 
ost. südl, . 01, bx. Bessere, 1 ' . > 
Rhein v. ft. gar... ‚44196 C. For.v.Risenhät. | 814 62% : „ — 


Rhe'n-Haho-B, gar. [11495 B. 


Berlin, 12. Januar. Ro 
ahn bez. — Rüböl loco 1 
obne 


2% Thlr. bez. und Gld., 17 


Breslau, 14. Januar. Wind: Weſt. Wetter: trübe. ermometer 
Früh 3 Kalte. Bei reichlichen Agde ſich die aueh für Ge⸗ 
treide ſehr ruhig und haben ſich Preiſe im Allgemeinen nur ſchwach bes 


hauptet. 

Weizen gut behauptet, pr. 84 Pfd. ſchleſ. weißer 86-98 Sgr., gelbe t 
86—96 Sgr., feinſte Sorte 2 bis 3 Gar. Aber Stat Denahlt, galhifcher und 
polniſcher weißer 86—98 Sgr., gelber 86—96 Sgr., feine Sorte über Notiz 
bezahlt. — Roggen in matter Stimmung, pr. 84 Pfd. 68—70 Sgr., feinſie 
Sorten 71 Sgr. bezahlt. — Gerſte preishaltend, pr. 74 Pfd. weiße 5739 Sgr., 
gelbe 49—55 Sgr., feinſte Sorten über Notis bezahlt. — Hafer ruhig, pe. 
20 Pfd. 30-33 Sgr. feinfte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbſen ruhlge 
Frage. — Wicken ſtilles Geſchäft. — Oelfaaten gut behauptet. — Lu⸗ 
pinen ohne Käufer. — Schl ſiſche Bohnen ſchwach ‚uoeführt, — Schlac⸗ 

pskuchen ruhiger, 50 —52 Sgr. pr. Ctr. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Sch. 
R — — 8 
Weißer Weizen 809398 Bohnen 7289085 
Gelber Weizen 86—92—96 Sgr. pr. Sack d 150 Pfd. Brutto, 
Roggen 6869 —71 Schlag⸗Leinſaat . . . 170180190 
ga teenet 49—55—59 Winter⸗Raps . 84 198—206 
Lahe . 30—32—33 Winter⸗Rübſen 175 —185—196 
an. 536070 Sommer-Rübjen..... 155—165—175 
Did 50-55—60 Leindotter .. 150—158—166 
Kleeſaat vermehrt angeboten, rothe bei ruhiger Frage ordinare 13 bis 
14% Thlr., mittle 15—16 r., feine 17—18 le. eine 18% Thlr. 
und darüber, weiße in ſehr feiter Haltung, ordinäre 14—18 Thlr., mittle 
19—24 Thlr., feine 25 ½ —27 Thlr., hochfeine 28 Thlr. und darüber pr, Etr. 


Thymothee bei ſchwachem Umſa J 
Kartoffeln pr. Sack a 150 Pfd. 2840 Sgr. Metze 1% —2 Sar. 


Breslauer T t ße 19). 

Montag, den 14. Jan. Bei aufgepebenem n 
Seat, Weber-Kukule. 1) „Nimrod.“ Poſſe mit Geſa 

acobjon, Muſik von Bial, 2) „An Ste!” Luſtſpiel in 1 Akt von Dr, So⸗ 

Komiſche Oper in 


botka. 3) Zum erſten Male: „Die Ihöne Galathee.‘ 
1 Alt von Poly Henrion. Mufit von Fr. v. Suppe, 

Plötzliche Erkrankung veranla st mich, meine heutige Vorl — 
zusetzen. Breslau, den 14, Janvar 1 . 7 04] 


704] 
Dr. Max Karow. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein. 
Friedrich 


Druck von Graß, Barth und Comp. (W. ) in Breslau. 


